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Zusammenfassung der Stellungnahmen
zur Änderung der NÖ Bauordnung 2014

Abkürzungen:

AGStD      Arbeitsgemeinschaft Stadtamtsdirektoren NÖ

Am        Stadtgemeinde Amstetten

Arch        Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten

BB        Bürgerbegutachtung (2 nicht namentlich zuordenbare Stellungnahmen)

BDA        Bundesdenkmalamt

BD3          Abteilung Hydrologie und Geoinformation

BD6        Abteilung Landeshochbau

Be        Stadtgemeinde Berndorf

BKA        Bundeskanzleramt Denkmalschutz

BMWFW   Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft

F1        Abteilung Finanzen

GB        NÖ Gemeindebund

GBV        Österreichischer Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen

GS4          Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht

IWO        Institut für Wärme und Öltechnik

KLA Klagsverband zur Durchsetzung der Rechte von Diskriminierungsopfern

Kr  Magistrat Krems

KR Robert Korherr (Stadtgemeinde Schrems)

LFV        NÖ Landesfeuerwehrverband

LKNÖ        NÖ Landes-Landwirtschaftskammer

LM            Elfi Linzberger & Peter Mikowitsch

Landtag von Niederösterreich
Landtagsdirektion

Eing.: 14.03.2017

zu Ltg.-1378/B-23/3-2017

B-Ausschuss
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LVwG        Landesverwaltungsgericht Niederösterreich

MO        NÖ Monitoringausschuss

Möd        Stadtgemeinde Mödling

NotK        Notariatskammer für W, NÖ u Bgld

ÖAMTC    Österreichischer Automobil-, Motorrad- und Touringclub

RA            Rauchberger Alfred

RU2        Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik - Statistik

RU4        Abteilung Umwelt- und Energierecht

SPGV       Verband sozialdemokratischer GemeindevertreterInnen in NÖ (Gaming,
St. Pölten)

StB Österreichischer Städtebund (Amstetten, Baden, Schwechat, St. Pölten,
Krems, Wiener Neustadt, Perchtoldsdorf, Strasshof an der Nordbahn)

StP       Magistrat St. Pölten

Str            Marktgemeinde Strasshof an der Nordbahn

Sw           Stadtgemeinde Schwechat

Vai           Vaillant-Group-Austria GmbH

VD       Abteilung Landesamtsdirektion-Verfassungsdienst

Vö             Stadtgemeinde Bad Vöslau

WKNÖ      Wirtschaftskammer NÖ - Abteilung Rechtspolitik

WO           Wolf Heiztechnik

WrN        Magistrat Wiener Neustadt

WST1       Abteilung Gewerberecht
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Allgemeines

VD

Allgemeines:

Mit dem Entwurf werden einige Anzeigeverfahren durch Bewilligungsverfahren

ersetzt. Dies steht grundsätzlich mit dem allgemeinen Ziel der Deregulierung in

einem Spannungsverhältnis.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Gesetzestext aus programmtechnischen

Gründen keine Abteilungen vorgenommen werden sollen.

Im Hinblick auf die Einheitlichkeit des Textes wäre jeweils die Abkürzung „z.B.“

durch die Abkürzung „z. B.“ zu ersetzen.

Es sollten die vereinzelt verbliebenen Abkürzungen „Z.“ jeweils durch die

Abkürzung „Z“ ersetzt werden.

MO
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AGStD:

StB:
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BDA:
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WKNÖ:

Allgemeines

Die Ziele der Novelle, namentlich
∂ die Umstrukturierung der Bewilligungs-, Anzeige- und Meldepflichtigen bzw. der

sogenannten freien Vorhaben im Sinne einer Optimierung mit dem Augenmerk auf
Beseitigung bestehender Vollzugsprobleme und dadurch Erhöhung der
Rechtssicherheit;

∂ die Klarstellungen von Betriebsbestimmungen;
∂ sowie Verfahrensvereinfachungen und Beschleunigungen durch die Neuregelung der

Form der Einbeziehung von Nachbarn im Bauverfahren
werden grundsätzlich begrüßt.

Wichtig ist uns in diesem Zusammenhang, dass diese Vereinfachungen nicht zu neuen
Rechtsunsicherheiten führen und dass bestehenden Gefahrensituationen vorbeugend
adäquat begegnet werden kann, ohne dass es zu einer Verfahrensverteuerung oder
Verfahrensverzögerung kommt.

Dieses Spannungsfeld zwischen Liberalisierung, Rechtssicherheit und Gefahrenvermeidung,
welches bereits durch die NÖ Bauordnung 2014 begonnen wurde, wurde unseres Erachtens
durch den vorliegenden Entwurf in positiver Weise weitergeführt.

KLA:
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Inhaltsangabe

VD

Zu Z 1, 2, 4 und 5 (Inhaltsverzeichnis):

Am Ende könnte jeweils der Punkt entfallen.

Zu Z 4 (Inhaltsverzeichnis):

Die zu ersetzende Wortfolge wäre mit der Überschrift des § 53

(Änderungsanordnung 55) abzustimmen.

Weiters schlagen wir zur Änderungsanordnung vor, anstatt der Wortfolge „nach §

53 wird folgender 53a“ die Wortfolge „danach folgende Wortfolge“ zu ersetzen.

Zu Z 5 (Inhaltsverzeichnis):

In der Änderungsanordnung sollte nach dem Wort „Wortfolge“ ein Doppelpunkt

eingefügt werden.
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§ 4
 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes gelten als
3. ausreichende Belichtung: jene Belichtung auf Hauptfenster, die durch einen freien

Lichteinfall unter 45° (gemessen von der Horizontalen) bei einer seitlichen Abweichung
(Verschwenkung) um nicht mehr als 30° ausgehend vom Bezugsniveau (Z 11a) gegeben ist;

11a. Bezugsniveau: jene Höhenlage des Geländes, welche als Beurteilungsgrundlage (z.B. für die
Berechnung der Gebäudehöhe) herangezogen wird;
als Bezugsniveau gilt:
- die bisher unveränderte Höhenlage des Geländes,
sofern die Höhenlage des Geländes nicht
- in einem Bebauungsplan oder in einer Verordnung des Gemeinderates festgelegt oder
- außerhalb des Geltungsbereiches einer solchen Verordnung vor dem 1. Februar 2015

bewilligungsgemäß oder rechtmäßig bewilligungsfrei abgeändert wurde.

18. entfällt;

21. Hauptfenster: Fenster, die zumindest zum Teil über dem Bezugsniveau liegen und zur
ausreichenden Belichtung von Aufenthaltsräumen erforderlich sind; ein Fenster gilt auch dann
als Hauptfenster, wenn nur ein Teil, der jedenfalls über dem Bezugsniveau liegen muss, für
die ausreichende Belichtung herangezogen wird, wobei auch nur für diesen Teil ein
Schutzanspruch im Sinn des § 6 Abs. 2 Z 3 besteht; alle anderen Fenster sind Nebenfenster;

31. Wand: seitlicher Raumabschluss, bei dem mehr als die Hälfte der Fläche aus flächigen oder
flächig wirkenden Bauteilen wie z.B. Wandbauteilen, Fenstern, Türen, Toren,
Absturzsicherungen, Brüstungen, Lochblechen, Gittern, Lamellen, Jalousien oder Netzen
besteht;

VD

Zu Z 7 (§ 4 Z 11a):

Der Strichpunkt könnte durch einen Punkt ersetzt werden und das Wort „als“

durch das Wort „Als“. Weiters sollte überlegt werden, ob tatsächlich die Anführung

des Satzteiles „die bisher unveränderte Höhenlage des Geländes,“ mit einem

Spiegelstrich abgetrennt werden muss. Unseres Erachtens könnte dieser Satzteil

direkt unter Entfall des Doppelpunktes und des Spiegelstriches angefügt werden.

Am Ende der Bestimmung sollte der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt

werden.

Zu Z 9 (§ 4 Z 21):

Es könnte der Satzteil nach dem zweiten Strichpunkt als eigener Satz formuliert

werden. Dabei wäre es möglich, dass am Ende der Bestimmung der Punkt durch

einen Strichpunkt ersetzt wird (siehe auch z. B. § 4 Z 16).
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AGStD:

RA:
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StB:
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Kr:

Str:

StP:
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Am:

GB:

Arch:
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§ 5
 Allgemeine Verfahrensbestimmungen, aufschiebende Wirkung

(2)  Die Baubehörde erster Instanz hat über einen Antrag nach § 14, sofern das Vorhaben keiner
Bewilligung nach einem anderen Gesetz bedarf, sowie über einen Antrag nach § 7 Abs. 6 binnen
3 Monaten zu entscheiden. Die Entscheidungsfrist beginnt erst, wenn alle Antragsbeilagen (§
18 Abs. 1 bis 3 und § 19) der Baubehörde vorliegen.

 (3) In Baubewilligungsverfahren (§ 14) und damit in Zusammenhang stehenden Verfahren nach § 7
Abs. 6 hat die Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht keine aufschiebende Wirkung.

VD

Zu Z 11 (§ 5 Abs. 2 und 3):

Zu dieser Bestimmung sollte überlegt werden, ob auch für andere Verfahren die

Dreimonatsfrist festgelegt werden sollte.

Zum Klammerausdruck stellt sich die Frage, ob tatsächlich § 18 Abs. 3 angeführt

werden soll, da diese Bestimmung nicht zwingend anzuwenden ist.

RA:

Kr:
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§ 6
 Parteien und Nachbarn

(2) …
Nachbarn sind nur dann Parteien, wenn sie durch das fertiggestellte Bauvorhaben bzw. das
Bauwerk und dessen Benützung in den in Abs. 2 erschöpfend festgelegten subjektiv-öffentlichen
Rechten oder als Inhaber eines Fahr- und Leitungsrechtes nach § 11 Abs. 3 beeinträchtigt
werden können. Vorhaben im Sinn des § 18 Abs. 1a lösen keine Parteistellung der Nachbarn
aus.

(2) Subjektiv-öffentliche Rechte werden begründet durch jene Bestimmungen dieses Gesetzes, des
NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Mr. 3/2015 in der geltenden Fassung, der NÖ
Aufzugsordnung, LGBl. 8220, sowie der Durchführungsverordnungen zu diesen Gesetzen, die
…
2. den Schutz vor Emissionen (§ 48) ausgenommen jene, die sich aus der Benützung eines
Gebäudes zu Zwecken jeder Art der Wohnnutzung ergeben (z.B. aus Heizungs- oder
Klimaanlagen),

VD

Zu Z 12 (§ 6 Abs. 1):

Wir schlagen folgende Änderungsanordnung vor:

§ 6 Abs. 1 letzter Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:

Zum letzten Satz stellt sich die Frage, ob dieser als eigener Unterabsatz

angeführt werden sollte oder ob dieser Satz überhaupt zu § 6 Abs. 6 hinzugefügt

werden sollte.

Am Ende des letzten Satzes fehlt der Punkt.

Zu § 6 Abs. 3:

Es stellt sich die Frage, ob der Straßenerhalter auch Parteistellung bei Vorhaben

gemäß § 18 Abs. 1a hat bzw. haben soll.

LM:
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RA:

StB:
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Kr:

StP:

Am:
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§ 7
 Verpflichtungen gegenüber den Nachbarn

(1) Die Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte müssen die vorübergehende Benützung
von Grundstücken und Bauwerken sowie des Luftraumes über diesen durch die Eigentümer
der bestehenden oder zu errichtenden Bauwerke auf den Nachbargrundstücken und durch die
von diesen Beauftragten dulden, wenn diese nur so oder anders nur mit unverhältnismäßig
hohen Kosten

- Baupläne verfassen,
- Bauwerke errichten oder abändern,
- Erhaltungs- oder Abbrucharbeiten oder Sicherungsmaßnahmen durchführen oder
- Baugebrechen feststellen oder beseitigen
können.

Die Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten sind, außer bei Gefahr im Verzug, jeweils
mindestens 2 Wochen vor der Inanspruchnahme der Grundstücke oder Bauwerke zu
verständigen.

VD

Zu Z 14 (§ 7):

Da augenscheinlich Abs. 7 nicht geändert wird, könnte die Änderungsanordnung

lauten:

§ 7 Abs. 1 bis 6 lauten:

Kr:

StP:
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GBV:
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§ 10
 Änderung von Grundstücksgrenzen im Bauland

(1) Änderungen von Grundstücksgrenzen im Bauland bedürfen vor ihrer Durchführung im
Grundbuch einer Bewilligung der Baubehörde. Änderungen im Zuge von Straßen-, Weg-,
Eisenbahn- und Wasserbauanlagen (§ 15 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930
in der Fassung BGBl. I Nr. 190/2013) sind von der Bewilligungspflicht ausgenommen.
Grundstücke in Aufschließungszonen (§ 16 Abs. 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl.
Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung) dürfen nur im Rahmen einer Vermögensteilung geteilt
werden, wenn dies dem Zweck der Festlegung der Aufschließungszone nicht widerspricht.

(2) Die Änderung von Grundstücksgrenzen muss folgende Voraussetzungen erfüllen:
1. Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Flächenwidmungsplans und des

Bebauungsplans;
2. die Bebauung der neugeformten unbebauten Grundstücke im Bauland darf entsprechend den

Bestimmungen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans und der 49 bis 54  (Anordnung
von Bauwerken) nicht erschwert oder verhindert werden;

3. bei bebauten Grundstücken darf kein Widerspruch zu bautechnischen
Ausführungsbestimmungen dieses Gesetzes oder einer Durchführungsverordnung (z.B. über
die Beschaffenheit von Wänden an Grundstücksgrenzen) neu entstehen; können vor der
Änderung der Grundstücksgrenzen bereits bestehende Widersprüche nicht beseitigt werden,
dürfen sie zumindest nicht verschlechtert werden;

       4. die Verbindung der neugeformten Grundstücke mit einer öffentlichen Verkehrsfläche muss
unmittelbar oder durch die Möglichkeit eines Fahr- und Leitungsrechtes (§ 11 Abs. 3)
gewährleistet sein; bei Grundstücken, die mit der öffentlichen Verkehrsfläche durch einen
streifenförmigen Grundstücksteil verbunden werden (Fahnengrundstücke), muss dieser
Grundstücksteil eine Mindestbreite von 3,5 m aufweisen.

(3) Dem Antrag nach Abs. 1 sind anzuschließen:
1. die Zustimmung der Eigentümer aller von der Änderung betroffenen Grundstücke;

2. ein von einem Vermessungsbefugten (§ 1 des Liegenschaftsteilungsgesetzes BGBl. Nr.
3/1930 in der Fassung BGBl. I Nr. 190/2013) verfasster Plan der Änderung der
Grundstücksgrenzen, ausgenommen bei Vereinigungen von Grundstücken, von denen kein
Straßengrund abzutreten ist (§ 12);

3. ein Antrag auf Bauplatzerklärung für wenigstens ein neugeformtes Grundstück, wenn noch
keines der geänderten Grundstücke Bauplatz nach § 11 Abs. 1 ist. Dies gilt nicht für
Grundstücke in Aufschließungszonen.

(4)  Der Plan hat zu enthalten
- die Beurkundung des Verfassers, dass die Voraussetzungen nach Abs. 2 erfüllt sind,
- einen Hinweis auf die Anzeigepflicht nach Abs. 1,
- bei Grundstücken im Geltungsbereich eines Bebauungsplans die Straßenfluchtlinien, die bei

der Änderung der Grundstücksgrenzen zu beachten sind,
- die Darstellung eines Fahr- und Leitungsrechtes, wenn ein solches eingeräumt oder

vorgesehen wird, und
- bei Grundstücken, die nicht nur als Bauland gewidmet sind, die Widmungsgrenzen und das

Ausmaß der Baulandflächen.

(5) Die Baubehörde erster Instanz hat über einen Antrag nach Abs. 1 binnen 8 Wochen nach
Einlangen des vollständigen Antrages zu entscheiden.
Der Bescheid, mit dem die Änderung der Grundstücksgrenzen bewilligt wird, hat - soweit dies
erforderlich ist – zu enthalten:
-   die Erklärung des betroffenen Grundstücks zum Bauplatz (§ 11 Abs. 2),
-   die Bestimmung der Straßenfluchtlinie und deren Niveau, wenn diese nicht durch einen

Bebauungsplan festgelegt sind,
-   die Grundabtretung (§ 12),
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-   die Grenzverlegung (Abs. 8 und 9).
Mit Auflagen darf die Baubehörde insbesondere die Einhaltung bautechnischer Vorschriften
vorschreiben.
Wird eine Bewilligung wegen eines Widerspruchs zu Abs. 2 bis 4 nicht erteilt, ist ein Antrag auf
Bauplatzerklärung gleichzeitig abzuweisen.

(6) Die Änderung der Grundstücksgrenzen im Bauland darf im Grundbuch durchgeführt werden,
wenn auf dem vorgelegten Antrag
- das Grundbuchsgesuch vollinhaltlich dem Bescheid nach Abs. 1 entspricht

und
- innerhalb von 2 Jahren der Rechtskraft der Bewilligung bei Gericht eingebracht wird.
Wird der Antrag auf grundbücherliche Durchführung nicht innerhalb der genannten Frist gestellt,
ist die Bewilligung der Grenzänderung unwirksam. Eine damit verbundene Bauplatzerklärung
erlischt gleichzeitig.
Die Verbücherung eines für die Erschließung vorgesehenen Fahr- und Leitungsrechtes darf bei
Grundstücken, die noch nicht gleichzeitig mit dieser Änderung der Grundstücksgrenzen zum
Bauplatz erklärt werden, zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

VD

Zu Z 15 (§ 10 Abs. 1 bis 6):

In Abs. 1 könnte das Wort „Bewilligung“ fett gedruckt werden.

Zum letzten Satz könnte überlegt werden, ob dieser als eigene Ziffer in Abs. 2

angeführt werden sollte.

In Abs. 2 Z 2 wären vor der Paragrafenangabe „49 bis 54“ die Zeichen „§§“ zu

setzen.

In Abs. 3 könnte im Einleitungssatz die Wortfolge „nach Abs. 1“ entfallen.

Zu Abs. 4 erster Spiegelstrich stellt sich die Frage, was dann noch die Behörde zu

prüfen hat.

In Abs. 5 könnte im ersten Satz die Wortfolge „nach Abs. 1“ entfallen.

Im zweiten Satz wäre die zweite Zeile nach links zu rücken (es handelt sich um

keine Aufzählung).

Zu Abs. 5 dritter Spiegelstrich stellt sich die Frage des Verhältnisses zum

Planbestandteil gemäß Abs. 4 zweiter Spiegelstrich.
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Gemäß § 10 Abs. 5 hat der Bescheid, mit dem die Änderung der

Grundstücksgrenzen bewilligt wird, auch die Erklärung des betroffenen

Grundstückes zum Bauplatz, die Bestimmung der Straßenfluchtlinie und deren

Niveau, die Grundabtretung sowie die Grenzverlegung zu beinhalten. In den

Erläuterungen wird ausgeführt, dass diese Maßnahmen in einem Bescheid

zusammengefasst sind. Es ist davon auszugehen, dass es sich um einen

Bescheid mit mehreren Spruchpunkten handelt. Es wird jedoch darauf

hingewiesen, dass aus den Rechtsvorschriften (§§ 11, 12) nicht hervorgeht, dass

eine Bewilligung nur in Verbindung mit der Änderung der Grundstücksgrenzen

erteilt werden darf. Darüber hinaus erscheint das Verhältnis zu einer

Vereinbarung gemäß § 12 Abs. 2a unklar.

Zu Abs. 6 stellt sich die Frage, was unter „auf dem vorgelegten Antrag“ zu

verstehen ist. Handelt es sich hier um das Grundbuchsgesuch?

Darüber hinaus sollte die Wortfolge im ersten Spiegelstrich „dem Bescheid“ wohl

durch die Wortfolge „der Entscheidung“ ersetzt werden – dies würde auch den

Erläuterungen entsprechen.

Im Text des zweiter Spiegelstriches sollte das Wort „der“ durch das Wort „ab“

ersetzt werden.

Im nachfolgenden Satz sollte überlegt werden, ob die Wortfolge „der Antrag auf

grundbücherliche Durchführung“ durch die Wortfolge „das Grundbuchsgesuch“

ersetzt werden könnte.

BD3:

§10 Abs. (1):

Die Ausnahme von der Bewilligungspflicht für Grenzänderungen, die gem. § 15 ff

LTG grundbücherlich durchgeführt werden können, wird positiv gesehen. Es sollte

aber auch die Möglichkeit einer geringfügigen Änderung von Grundstücksgrenzen

ohne den möglichen Folgen einer Grundabtretung, Bauplatzerklärung, Infizierung

durch einen bestehenden Bauplatz samt Vorschreibung der Aufschließungskosten,

usw. bestehen. Dadurch wäre es wieder – wie schon in älteren Fassungen der NÖ

Bauordnung – möglich, geringfügige Überbauungen oder dgl. richtig zu stellen und

somit mögliche Grenzstreitigkeiten zu vermeiden.



26

Ein Problem stellt dabei sicherlich die objektive Bewertung der Geringfügigkeit dar.

Ein taugliches Mittel die Baubehörden von der Entscheidung über die Geringfügigkeit

zu entlasten, wäre die Einschränkung auf Teilungspläne, die gem. § 13 des

Liegenschaftsteilungsgesetzes grundbücherlich durchgeführt werden können. Im

Liegenschaftsteilungsgesetz ist die Geringfügigkeit ganz klar und eindeutig mit einer

Wertgrenze von € 2.000.- für die zu übertragenden Grundstücksteile geregelt.

Damit der Grundgedanke der geringfügigen Grenzänderung gewährleistet bleibt, ist

auch auf Grund der unterschiedlichen Baulandpreise in den verschiedenen Regionen

Niederösterreichs die unterschiedliche Flächenänderungen zulassen, eine

Limitierung der Fläche der zu übertragenden Grundstücksteile notwendig. Als

sinnvolles Flächenlimit werden 10 m² angesehen. Mit dieser Fläche wäre z.B. eine

Überbauung der Grenze mit einer 25cm breiten Einfriedungsmauer auf 40 Meter

Länge (800m² Bauparzelle mit 40x20 m) oder der Überbau eine Standardgarage von

rund 1,5 Meter abgedeckt.

Ein analoges Beispiel zur Limitierung einer Ausnahmeregelung mittels eines

Flächenlimits ist im aktuellen Vermessungsgesetz (Entlassung aus dem

Grenzkataster bis 50m²) zu finden.

§10 Abs. (2) Z 3:

Durch diese neue Regelung sollen offensichtlich auch in jenen Bereichen Teilungen

von Grundstücken ermöglicht werden, in denen es baurechtliche Widersprüche zur

aktuellen Gesetzeslage gibt (z.B. keine Brandwand an oder zur Grenze oder keine

doppelte Mauer an der Grenze zwischen zusammengebauten Gebäuden).

Ist diese Regelung so zu verstehen, dass z.B. bei Gebäuden die keine Brandwand

an oder zur Grenze hin aufweisen, der Abstand zwar nicht verringert aber vergrößert

werden darf auch wenn der gesetzlich geforderte Mindestabstand nicht erreicht wird?

Ist mit dieser neuen Regelung eine Grundstücksteilung durch zwei

zusammengebaute Gebäude möglich?

§10 Abs. (4):

Da durch die Regelung im Abs. (5) die Vorschreibung von Auflagen insbesondere in

Hinblick auf die Einhaltung bautechnischer Vorschriften (Abstand zur Grenze,

Abbruch von Gebäude(teilen) ermöglicht wird, ist eine Beurkundung des

Planverfassers über die Erfüllung des gesamten Absatzes (2) tlw. NICHT möglich. Im

Konkreten kann es bei der Vorschreibung von Auflagen vorkommen, dass zum
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Zeitpunkt der Planerstellung bzw. –beurkundung Widersprüche zu Abs. (2) Z 3

bestehen.

Aus diesem Grund sollte die Beurkundung entweder auf Abs (2) Z 1,2 und 4

beschränkt werden oder nur die Beurkundung der „Erfüllbarkeit“ der

Voraussetzungen nach Abs. (2) gefordert werden.

In Hinblick auf die bescheidmäßige Bewilligung der Grundteilung durch die

Baubehörde wird die Notwendigkeit der Beurkundung durch den Planverfasser

überhaupt in Frage gestellt.

§10 Abs. (6):

Die Formulierung des ersten Abschnittes bis inklusive des ersten Spiegelstriches ist

inhaltlich nicht schlüssig und sollte klar gestellt werden.

RA:

StB:

(s. Stellungnahme Magistrat Krems)

(s. Stellungnahme Magistrat St. Pölten)
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Kr:
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StP:

GB:
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SPGV:

Vö:
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Arch:
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§ 11
 Bauplatz

(1) Bauplatz ist ein Grundstück im Bauland, das
…

       5. durch eine nach § 15 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930 in der Fassung
BGBl. I Nr. 190/2013, durchgeführte Änderung von Grundstücksgrenzen ganz oder zum Teil
aus einem Bauplatz entstanden ist und nach den damals geltenden Vorschriften
Bauplatzeigenschaft besaß, oder

6. durch eine nach dem V. Abschnitt des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in
der geltenden Fassung, durchgeführte Baulandumlegung ganz oder zum Teil aus einem
Bauplatz entstanden ist.

Mit dem Wegfall der Baulandwidmung erlischt die Bauplatzeigenschaft im Sinn der Z 2 bis 6.

VD

Zu Z 16 (§ 11 Abs. 1):

In Z 1 bis 4 könnte am Ende jeweils das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt

werden.

Zum letzten Satz stellt sich beim Verweis auf Abs. 1 Z 6 die Frage, ob dies auch

Grundstücke betreffen soll, die vor der Baulandumlegung z. B. bereits zum

Bauplatz erklärt worden sind. In diesem Fall wäre auch das Verhältnis zu § 11

Abs. 2 letzter Satz zu prüfen.

Zu § 11 Abs. 3:

Der letzte Satz wäre im Hinblick auf die nunmehrige Bewilligung gemäß § 10

anzupassen.

RA:
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§ 12
 Grundabtretung für Verkehrsflächen

(1) Die Eigentümer sind verpflichtet, sämtliche Grundflächen des von den Vorhaben nach Z 1 und 2
betroffenen Grundstücks, die zwischen den Straßenfluchtlinien liegen und nicht mit einem
Hauptgebäude oder -teil bebaut sind, in das öffentliche Gut der Gemeinde abzutreten, wenn im
Bauland

1. eine Anzeige
für die Herstellung von Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen (§ 15 Abs. 1 Z 1 lit.
b)
nicht untersagt wird oder

2. eine Bewilligung
a) für die Änderung von Grundstücksgrenzen (§ 10) oder
b) für einen Neu- oder Zubau eines Gebäudes, ausgenommen Gebäude im Sinn des § 18

Abs. 1a Z 1, Gebäude vorübergehenden Bestandes und Gebäude für öffentliche Ver- und
Entsorgungseinrichtungen mit einer bebauten Fläche bis zu 25 m2 und einer
Gebäudehöhe bis zu 3 m, oder

c) für die Herstellung einer Abstellanlage für Kraftfahrzeuge auf bisher unbebauten
Grundstücken oder

d) für die Herstellung einer baulichen Anlage, die als Einfriedung innerhalb eines Abstandes
von 7 m von der vorderen Grundstücksgrenze gegen öffentliche Verkehrsflächen gerichtet
ist,

erteilt wird.

…(5)  Eine Entschädigung gebührt für jene Grundfläche, die

- über das im Abs. 4 angeführte Ausmaß oder,
- wenn eine Straßenfluchtlinie neu festgelegt und zuvor schon im vollen, damals

gesetzmäßigen Ausmaß für dieselbe Verkehrsfläche abgetreten wurde, nunmehr zusätzlich
abzutreten ist.
Die Entschädigung ist aufgrund des Verkehrswertes des Grundstücks zu bemessen.
Der Anspruch darauf entsteht im Fall des Abs. 2 mit der Rechtskraft der Entscheidung, mit dem
die Grundabtretung aufgetragen wurde, oder im Fall des Abs. 2a mit dem Abschluss einer
Vereinbarung über die Grundabtretung.

RA:
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§ 12a
 Herstellung des Bezugsniveaus

(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, für die der Bebauungsplan oder eine Verordnung des
Gemeinderates nach § 67 Abs. 3 eine bestimmte Höhenlage des Geländes als Bezugsniveau
festlegt, haben dieses herzustellen, wenn – ausgenommen für Bauwerke im Sinn des § 18 Abs.
1a –
eine Baubewilligung
1. für einen Neu- oder Zubau eines Gebäudes (§ 14 Z 1) oder
2. für die Errichtung einer baulichen Anlage (§ 14 Z 2)
erteilt wird.

(2)  Solange angrenzende Grundstücke noch im ursprünglichen Niveau bestehen, dürfen die
jeweiligen Randbereiche des von der Verpflichtung nach Abs. 1 betroffenen Grundstücks
abgeböscht werden, wobei dieses erforderlichenfalls mit einer Versickerungsmulde zu versehen
ist.

VD

Zu Z 19 (§ 12a):

Wir schlagen vor, in Abs. 1 die Wortfolge „eine Baubewilligung“ direkt nach dem

Gedankenstrich anzufügen (keine neue Zeile). Zu dieser Bestimmung stellt sich

die Frage, ob auch eine entsprechende Strafbestimmung in § 38 aufzunehmen

wäre. Unbestimmt bleibt, bis zu welchem Zeitpunkt die Herstellung zu erfolgen

hat.

Kr:

StP:
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GBV:
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§ 14
 Bewilligungspflichtige Bauvorhaben

Nachstehende Bauvorhaben bedürfen einer Baubewilligung:
…
4. die Aufstellung von:

a) Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 50 kW sowie Heizkesseln, die
nicht an eine über Dach geführte Abgasanlage angeschlossen sind,

b) Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 400 kW,
c) Blockheizkraftwerken, die keiner elektrizitätsrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegen;

5.  …
6. die Veränderung der Höhenlage des Geländes auf einem Grundstück im Bauland sowie im

Grünland-Kleingarten oder die Herstellung des verordneten Bezugsniveaus ausgenommen im
Fall des § 12a Abs. 1;

7. die Aufstellung von Windkraftanlagen, die keiner elektrizitätsrechtlichen Genehmigungspflicht
unterliegen, oder deren Anbringung an Bauwerken;

8. …
9. die Aufstellung von Maschinen oder Geräten in baulicher Verbindung mit Bauwerken, die nicht

gewerbliche Betriebsanlagen sind, wenn die Standsicherheit tragender Bauteile, der
Brandschutz oder Rechte nach § 6 verletzt werden könnten.

VD

Zu § 14:

In Z 3 sollte überlegt werden, ob der Terminus „Ortsbild“ an die neuen

Regelungen in § 56 angepasst werden sollte.

In Z 4 lit. a könnte überlegt werden, die Tatbestände einzeln jeweils unter einen

Buchstaben anzuführen.

Dies trifft auch auf Z 6 zu. Falls keine Trennung erfolgen soll, schlagen wir vor,

vor dem Wort „oder“ einen Beistrich zu setzen (wie bei Z 7).

Am Ende von Z 9 hat das Anführungszeichen zu entfallen.
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KR:

RU4:

A) Gasanlagen

Nach § 14 Z 4 lit. a soll nun die Aufstellung von Heizkesseln, die nicht an über

Dach geführte Abgasanlagen angeschlossen sind, bewilligungspflichtig sein.

Dies bedeutet, dass Außenwandthermen – gleichgültig welcher Größe –
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jedenfalls bewilligungspflichtig sind. Heizkessel, die an über Dach geführte

Abgasanlagen angeschlossen sind, bedürfen jedoch erst ab einer Größe von

50 kW einer Bewilligung. Diese Differenzierung nach der Art der Abgasführung

scheint sachlich nicht gerechtfertigt zu sein. Den Erläuterungen kann nicht

entnommen werden, aufgrund welcher Überlegungen Heizkessel, die nicht an

eine über Dach geführte Abgasanlage angeschlossen sind, nunmehr einer

Bewilligung gemäß NÖ BO 2014 bedürfen. Es wird vorgeschlagen, im § 14 Z

4 lit. a die Wortfolge „sowie Heizkesseln, die nicht an eine über Dach geführte

Abgasanlage angeschlossen sind“ und im § 16 Abs. 1 Z. 3 den Nebensatz zu

streichen.

RA:
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StB:

Kr:
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BB:

Vö:

Be:
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§ 15
 Anzeigepflichtige Vorhaben

(1)  Folgende Vorhaben sind der Baubehörde schriftlich anzuzeigen:

1. Vorhaben ohne bauliche Maßnahmen:

a) die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder deren Teilen oder die
Erhöhung der Anzahl von Wohnungen ohne bewilligungsbedürftige bauliche Abänderung,
wenn hiedurch
- Festlegungen im Flächenwidmungsplan,
- Bestimmungen des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der

geltenden Fassung,
- der Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge oder für Fahrräder,
- der Spielplatzbedarf,
- die Festigkeit und Standsicherheit,
- der Brandschutz,
- die Belichtung,
- die Trockenheit,
- der Schallschutz oder
- der Wärmeschutz
 betroffen werden könnten;

b) Einfriedungen, die keine baulichen Anlagen sind und gegen öffentliche Verkehrsflächen
gerichtet werden, innerhalb eines Abstandes von 7 m von der vorderen
Grundstücksgrenze;

c) die Abänderung oder ersatzlose Auflassung von Pflichtstellplätzen (§ 63 und § 65);

d) die Ableitung oder Versickerung von Niederschlagswässern ohne bauliche Anlagen in
Ortsbereichen;

e) die regelmäßige Verwendung eines Grundstückes oder -teils im Bauland als Stellplatz für
Fahrzeuge oder Anhänger;

f) die Verwendung eines Grundstücks als Lagerplatz für Material aller Art, ausgenommen
Abfälle gemäß Anhang 1 des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 1992, LGBl. 8240, über einen
Zeitraum von mehr als 2 Monaten;

g) die Aufstellung von Mobilheimen auf Campingplätzen (§ 20 Abs. 2 Z 10 des NÖ
Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung);

h) die nachträgliche Konditionierung oder die Änderung der Konditionierung von Räumen in
bestehenden Gebäuden ohne bewilligungsbedürftige bauliche Abänderung (z.B.
Beheizung bisher unbeheizter oder nur geringfügig temperierter Räume);

2. Vorhaben mit geringfügigen baulichen Maßnahmen:

a) die Aufstellung von begehbaren Folientunnels für gärtnerische Zwecke; die temporäre
Aufstellung von nicht ortsfesten Tierunterständen mit einer überbauten Fläche von
insgesamt nicht mehr als 50 m² auf demselben Grundstück;

b) die Herstellung und Veränderung von Grundstücksein- und -ausfahrten im Bauland;

c) die nachträgliche Herstellung einer Wärmedämmung bei Gebäuden

3. Vorhaben in Schutzzonen und Altortgebieten (30 Abs. 2 Z 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes
2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung) :
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a) der Abbruch von Gebäuden in Schutzzonen soweit sie nicht unter § 14 Z 8 fallen;

b) die Aufstellung von thermischen Solaranlagen und von Photovoltaikanlagen oder deren
Anbringung an Bauwerken sowie die Anbringung von TV-Satellitenantennen an von
öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Fassaden und Dächern von Gebäuden; die
Aufstellung von Pergolen in von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Bereichen;

c) die Änderung im Bereich der Fassadengestaltung (z.B. der Austausch von Fenstern, die
Farbgebung, Maßnahmen für Werbezwecke).

 (3) Der Anzeige sind zumindest eine zur Beurteilung des Vorhabens ausreichende, maßstäbliche
Darstellung und Beschreibung des Vorhabens in zweifacher Ausfertigung anzuschließen.
Ist in den Fällen des Abs. 1 Z 1 lit. h oder Z 2 lit. c  die Vorlage eines Energieausweises
erforderlich (§§ 43 Abs. 3 und 44), dann ist der Anzeige der Energieausweis in zweifacher
Ausfertigung anzuschließen; die Baubehörde kann von dessen Überprüfung absehen, wenn
nicht im Verfahren Zweifel an der Richtigkeit des Energieausweises auftreten.
Ist in den Fällen des Abs. 1 Z  1  lit.  h  oder  Z  2  lit.  c  die Vorlage eines Nachweises über den
möglichen Einsatz hocheffizienter alternativer Energiesysteme erforderlich (§§ 43 Abs. 3 und
44), dann ist der Anzeige ein solcher in zweifacher Ausfertigung anzuschließen.
Wird eine Einfriedung (Abs. 1 Z 1 lit. b) errichtet, ist der Anzeige
-   die Zustimmung des Grundeigentümers, die Zustimmung der Mehrheit nach Anteilen bei

Miteigentum oder die vollstreckbare Verpflichtung des Grundeigentümers zur Duldung
des Vorhabens und

-   zusätzlich, wenn Straßengrund abzutreten ist (§ 12), ein von einem Vermessungsbefugten (§
1 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930 in der Fassung BGBl. I Nr.
190/2013) verfasster Teilungsplan

anzuschließen.

(4)  Die Baubehörde erster Instanz hat eine Anzeige binnen 4 Wochen zu prüfen, wobei diese Frist
erst beginnt, wenn der Baubehörde alle für die Beurteilung des Vorhabens ausreichenden
Unterlagen vorliegen.

(5)  Ist zur Beurteilung des Vorhabens die Einholung eines Gutachtens notwendig, dann muss die
Baubehörde dies dem Anzeigeleger nach dem Vorliegen der vollständigen Unterlagen rechtzeitig
vor dem Ablauf der Frist nach Abs. 4  nachweislich mitteilen. In diesem Fall hat die Baubehörde
eine Anzeige binnen 3 Monaten ab der Mitteilung des Gutachtenbedarfs zu prüfen. Für die
Mitteilung gilt Abs. 6 letzter Satz sinngemäß.

 (6) Widerspricht das angezeigte Vorhaben den Bestimmungen
-   dieses Gesetzes,
-   des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung,
-   des NÖ Kleingartengesetzes, LGBl. 8210, oder
-   einer Durchführungsverordnung zu einem dieser Gesetze,

ist das Vorhaben zu untersagen. Die Untersagung wird auch dann rechtswirksam, wenn der
erstmalige Zustellversuch des Untersagungsbescheides innerhalb der Frist nach Abs. 4 oder 5
stattgefunden hat.

(7)  Der Anzeigeleger darf das Vorhaben ausführen, wenn die Baubehörde

- innerhalb der Frist nach Abs. 4 erster Satz oder Abs. 5 zweiter Satz das Vorhaben nicht
untersagt oder

- zu einem früheren Zeitpunkt mitteilt, dass die Prüfung abgeschlossen wurde und mit der
Ausführung des Vorhabens vor Ablauf der gesetzlichen Fristen begonnen werden darf.

Nach Ablauf dieser Fristen oder der Mitteilung ist eine Untersagung nicht mehr zulässig.

(8) entfällt.
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VD

Zu § 15:

Zum Klammerausdruck in Abs. 1 Z 1 lit. h stellt sich die Frage nach einem

konkreten Beispiel – etwa durch Aufstellung eines Heizlüfters?

Zu Abs. 1 Z 2 lit. a sollte überlegt werden, die Tatbestände getrennt mittels

einzelner Buchstaben anzuführen.

Bei Abs. 1 Z 3 sollte vor dem Doppelpunkt der Abstand entfallen.

In Abs. 1 Z 3 lit. a sollte nach dem Wort „Schutzzonen“ ein Beistrich gesetzt

werden.

Zu Abs. 2 stellt sich die Frage, warum nur Vorhaben nach § 14 Z 1 und 3, jedoch

nicht solche nach § 14 Z 2 angeführt werden.

Zu Abs. 3 könnte im Hinblick auf die Reihenfolge überlegt werden, die

Sonderregelungen betreffend Abs. 1 Z 1 lit. b als zweiten Unterabsatz

anzuführen. In diesem Zusammenhang sollte jedoch überlegt werden, ob die

Forderung im zweiten Spiegelstrich nicht in § 12 geregelt werden sollte.

Die Wortfolge am Ende „(8) entfällt.“ hat zu entfallen.

Mö:
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RA:

StB:
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Kr:
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BDA:

Am:
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StP:
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SPGV:

GB:
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BB:

Vö:
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Be:
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Arch:



55

§ 16
 Meldepflichtige Vorhaben

(1) Folgende Vorhaben sind der Baubehörde innerhalb von 4 Wochen nach Fertigstellung des
Vorhabens schriftlich zu melden:

1. die ortsfeste Aufstellung und die Entfernung von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr
als 12 kW in oder in baulicher Verbindung mit Gebäuden, ausgenommen jener, die nach § 15
Abs. 1 Z 5 anzeigepflichtig sind;

2. der Austausch von Klimaanlagen nach Z 1, wenn die Nennleistung verändert wird;
3. die Aufstellung von Heizkesseln für gasförmige Brennstoffe mit einer Nennwärmeleistung von

nicht mehr als 50 kW, welche an eine über Dach geführte Abgasanlage angeschlossen sind;
4. die Aufstellung von Öfen, ausgenommen jene in Wohngebäuden mit nicht mehr als 2

Wohnungen sowie in Reihenhäusern (§ 17 Z 6);
5. der Abbruch von Bauwerken, soweit sie nicht unter § 14 Z 8 und § 15 Abs. 1 Z 3 lit. a fallen;
6. die Herstellung von Ladepunkten und Ladestationen für beschleunigtes Laden von

Elektrofahrzeugen;

7. die Errichtung von Photovoltaikanlagen oder deren Anbringung an Bauwerken, ausgenommen
jener, die nach § 15 Abs. 1 Z 3 lit. b anzeigepflichtig sind;

8.  die Herstellung von Hauskanälen.

(2)  Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3 und 6 bis 8 sind eine Darstellung und eine
Beschreibung anzuschließen, die das Vorhaben ausreichend dokumentieren.

(2a) Der Meldung für ein Vorhaben nach Absatz 1 Z 3 (Heizkessel) ist eine Bescheinigung über die
fachgerechte Aufstellung, die sich bei Heizkesseln mit automatischer Beschickung mit festen
Brennstoffen auf die gesamte Anlage (samt Brennstofftransporteinrichtung) zu erstrecken hat,
sowie ein Befund über die Eignung der Abgasführung für den angeschlossenen Heizkessel
beizulegen. Diese Bescheinigungen und Befunde sind von befugten Fachleuten (§ 25 Abs. 1)
auszustellen.

(3) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z bis 3 sind eine Darstellung und eine Beschreibung
anzuschließen, die das Vorhaben ausreichend dokumentieren.

(4) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 6 (Landepunkte und Ladestationen) und 7
(Photovoltaikanlagen) ist ein Elektroprüfbericht anzuschließen.

(5)  Ist die Meldung nicht vollständig, gilt sie als nicht erstattet.

VD

Zu § 16:

Es sollte überlegt werden, Abs. „2a“ als Abs. 3 zu bezeichnen und auch die nach-

folgenden Absätze entsprechend umzubenennen.

In Abs. 2a sollte das Wort „Absatz“ durch die Abkürzung „Abs.“ ersetzt werden.

Zum in Abs. 2a angeführten Befund über die Eignung der Abgasführung stellt sich

im Hinblick auf das NÖ FG 2015 – Regelungen über die Überprüfungs- und

Kehrverpflichtungen – sowie die Verordnung über die Überprüfungs- und
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Kehrperioden 2017, nach welcher unter anderem Abgasanlagen von Feuerstätten

auf die Betriebsdichtheit usw. zu überprüfen sind, die Frage, welchen Inhalt ein

derartiger Befund überhaupt noch aufweisen muss – Vermeidung von

Doppelregelungen. Dies gilt auch für weitere gleichartige Regelungen (z. B. Abs.

4)

In Abs. 3 könnte auch das Wort „Befundes“ fett gedruckt werden.

In Abs. 4 sollte das Wort „Landepunkte“ durch das Wort „Ladepunkte“ ersetzt

werden.

GS4:

a. Zu Punkt 20 (§16 Abs 4):

Es wird angeregt, das Redaktionsversehen „Landepunkte“ in „Ladepunkte“ zu

berichtigen.

RA:

StB:
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Kr:

StP:
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Am:

WKNÖ:

In diesem Sinne begrüßen wir ausdrücklich den neuen Regelungsmechanismus bezüglich der
Aufstellung von Heizkesseln und die klare Trennung in bewilligungspflichtige Vorhaben
einerseits (mehr als 50 KW; § 14 Z 4 und § 30 Abs. 5) und meldepflichtige Vorhaben
andererseits (Heizkessel mit nicht mehr als 50 KW; § 16 Abs. 1 Z.3 und Abs. 2a). Das
Zusammenspiel der genannten Bestimmungen ist im Vergleich zur bisherigen Regelung
wesentlich klarer und nachvollziehbarer geregelt, ohne dass bisherige Sicherheitsstandards
aufgeben werden mussten.

BB:
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Be:

LVwG:

Die bloße Meldepflicht von Photovoltaikanlagen dürfte vor der Vermutung erfolgen, dass
diese in der Regel keine Nachbarrechte beeinträchtigen können. Von technischer Seite
wurde jedoch angemerkt, dass im Handel verfügbare Anlagen zT erhebliche Dimensionen
aufweisen können, so dass eine Beeinträchtigung insb. hinsichtlich Belichtung sehr wohl
möglich ist.
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§ 17
 Bewilligungs-, anzeige- und meldefreie Vorhaben

Bewilligungs-, anzeige- und meldefreie Vorhaben sind jedenfalls:
…
4. Abänderungen im Inneren des Gebäudes, die nicht die Standsicherheit und den Brandschutz

beeinträchtigen; Maßnahmen zur kontrollierten Wohnraumlüftung in Wohngebäuden mit nicht
mehr als 2 Wohnungen sowie Einzelanlagen, bei denen die Lüftungsleitungen von der
jeweiligen Nutzungseinheit unmittelbar ins Freie geführt werden;

…
7. die Aufstellung von Wärmetauschern für die Fernwärmeversorgung und von Wärmepumpen

sowie von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von nicht mehr als 12 kW;
…
8. die Aufstellung jeweils einer Gerätehütte und eines Gewächshauses mit einer überbauten

Fläche von jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m bei
Wohngebäuden mit nicht mehr als 4 Wohnungen und bei Reihenhäusern pro Wohnung auf
einem Grundstück im Bauland, ausgenommen Bauland-Sondergebiet, außerhalb von
Schutzzonen und außerhalb des vorderen Bauwichs;

9. die Errichtung und Aufstellung von Hochständen, Gartengrillern, Hochbeeten, Spiel- und
Sportgeräten, Pergolen außerhalb von Schutzzonen und Altortgebieten (§ 15 Abs. 1 Z 3 lit. b),
Marterln, Grabsteinen und Brauchtumseinrichtungen (z.B. Maibäume, Weihnachtsbäume);

…
 13. die Herstellung von teichbautechnischen Anlagen, ausgenommen Gebäude, (z.B. Dämme,

Stauanlagen, Becken, Mönche, Wartungsstege);

 14. die Aufstellung von thermischen Solaranlagen oder deren Anbringung an Bauwerken sowie
von TV-Satellitenantennen oder deren Anbringung an Bauwerken, soweit sie nicht § 15 Abs. 1
Z 3 lit. b unterliegen;

…
19. Treppenschrägaufzüge innerhalb einer Wohnung;
…
21. die Errichtung von Wartehäuschen; die Aufstellung von Telefonzellen und transportablen

Wählämtern;

22. die kleinräumige Veränderung der Höhenlage des Geländes in einem Ausmaß von
zusammenhängend höchstens 20 m², außerhalb des Bauwichs, bei der die vor der
Veränderung bestehende Höhenlage des Geländes auch nachträglich feststellbar ist (z.B.
lokale Anschüttung oder Abgrabung).

VD:

Zu § 17:

Es sollte überlegt werden, die Nummerierung durchlaufend ohne „7a“

durchzuführen.

In Z 7 sollte überlegt werden, vor dem Wort „sowie“ einen Beistrich zu setzen, um

klarzulegen, dass die Nennleistung sich nur auf die Klimaanlagen bezieht.

In Z 11 sollte die Abkürzung „u.dgl.“ durch die Abkürzung „u. dgl.“ ersetzt werden.
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Zu Z 13 stellt sich die Frage, ob die Wortfolge „Anlagen, ausgenommen

Gebäude“ durch die Bezeichnung „baulichen Anlagen“ ersetzt werden könnte.

Zu Z 21 stellt sich die Frage, in wie fern die Anführung der „transportablen

Wählämter“ noch zeitgemäß ist.

In Z 22 sollte nach der Flächenangabe „20 m²“ der Beistrich entfallen.

RA:

Kr:
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StP:

GB:

Be:
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GBV:

Arch:
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§ 18
 Antragsbeilagen

(1)  Dem Antrag auf Baubewilligung sind anzuschließen:
…

c) zusätzlich, wenn Straßengrund abzutreten ist (§ 12), ein von einem Vermessungsbefugten
(§ 1 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930 in der Fassung BGBl. I Nr.
190/2013) verfasster Teilungsplan;

d) zusätzlich, wenn das Bezugsniveau herzustellen ist (§ 12a), eine Darstellung des
Bezugsniveaus gemäß § 4 Z 11a);

e) abweichend davon bei einem Bauvorhaben nach § 14 Z 6 je 3-fach ein Lageplan, ein
Schnitte und eine Beschreibung des Gegenstandes und Umfanges des Bauvorhabens
(Darstellung des Bezugsniveaus gemäß § 4 Z 11a und der geplanten Geländeveränderung
in Grundrissen und Schnitten mit jeweils ausreichend genauer Angabe der Höhenlage des
Geländes).

…
(1a) Abweichend von Abs. 1 Z 2 bis 5 ist einem Antrag auf Baubewilligung für

1. die Errichtung eines eigenständigen Gebäudes (§ 14 Z 1), mit einer überbauten Fläche von
jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m auf einem Grundstück im
Bauland,

2. die Errichtung einer oberirdischen baulichen Anlage (§ 14 Z 2), deren Verwendung der eines
Gebäudes gleicht, mit einer überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 50 m² und einer
Höhe von nicht mehr als 3 m auf einem Grundstück im Bauland,

3. die Aufstellung eines Heizkessels mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 400 kW für
Zentralheizungsanlagen einschließlich einer allfälliger automatischen Brennstoffbeschickung
(§ 14 Z 4 lit. a) oder

4. die Aufstellung einer Maschine oder eines Gerätes in baulicher Verbindung mit einem
Bauwerk (§ 14 Z 9)

jeweils eine zur Beurteilung des Vorhabens ausreichende, maßstäbliche Darstellung und
Beschreibung des Vorhabens in zweifacher Ausfertigung und für Vorhaben nach Z 3 überdies
ein Typenprüfbericht anzuschließen. § 25 Abs. 1 gilt dafür nicht.

(2) …

(3) Wenn dem Bauantrag eine Bestätigung von einer unabhängigen gewerberechtlich oder nach dem
Ziviltechnikergesetz 1993, BGBl. Nr. 156/1994 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2013, befugten
Person angeschlossen ist, aus der hervorgeht, dass das Bauvorhaben den bautechnischen
Vorschriften der NÖ Bautechnikverordnung 2014, LGBl. Nr. 4/2015 in der geltenden Fassung,
insbesondere im Hinblick auf die Interessen
- der mechanischen Festigkeit und Standsicherheit,
- des Brandschutzes,
- der Hygiene, der Gesundheit und des Umweltschutzes,
- der Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit,
- des Schallschutzes oder
- der Energieeinsparung und des Wärmeschutzes
entspricht, kann die Behörde auf die Einholung entsprechender Gutachten verzichten, wenn nicht
im Verfahren Zweifel an der Richtigkeit dieser Bestätigung auftreten. Die unabhängige befugte
auftreten. Die unabhängige befugte Person muss vom Planverfasser verschieden sein, darf zu
diesem in keinem Dienst- oder Organschaftsverhältnis stehen und hat dies ausdrücklich auf der
Bestätigung zu erklären.

(4) Bei Bauvorhaben nach § 14 Z 1 hat der Bauwerber dafür zu sorgen, dass der Planverfasser die
Daten gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 und 4 des Bundesgesetzes über das Gebäude- und
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Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl. I Nr. 9/2004 in der Fassung BGBl. I Nr. 1/2013, in
elektronischer Form an die Baubehörde übermittelt.

VD:

Zu Z 21 (§ 18 Abs. 1 und 1a):

In Abs. 1 lit. b sollte das Wohnungseigentumsgesetz in der derzeit geltenden Fas-

sung „BGBl. I Nr. 87/2015“ zitiert werden.

In Abs. 1 Z 3 lit. a sollte am Ende ein Strichpunkt gesetzt werden.

Zu Abs. 1 Z 3 lit. c sollte überlegt werden, diesen Punkt in § 12 zu regeln.

In Abs. 1 Z 3 lit. d sollte das Wort „Bezugsniveau“ fett gedruckt werden und

anstatt der Wortfolge „gemäß § 4 Z 11a“ bereits nach dem Wort „Bezugsniveau“

ein Klammerausdruck „(§ 4 Z 11a)“ angeführt werden.

In Abs. 1 Z 3 lit. e könnten das Wort „Bauvorhaben“ und die Fundstelle „§ 14 Z 6“

fett gedruckt werden.

In Abs. 1a im Einleitungssatz sollte überlegt werden, das Wort „einem“ durch das

Wort „dem“ zu ersetzen – Gleichklang zu Abs. 1.

In Abs. 1a Z 1 sollte nach der Fundstelle „(§ 14 Z 1)“ der Beistrich entfallen.

Zu Z 22 (§ 18 Abs. 3 und 4):

In Abs. 3 wäre das Zitat des Ziviltechnikergesetzes 1993 in der derzeit geltenden

Fassung zu zitieren: BGBl. I Nr. 50/2016.

Der Verweis auf die bautechnischen Vorschriften der NÖ Bautechnikverordnung

2014 erscheint im Hinblick auf die Erläuterungen unklar, da in der NÖ

Bautechnikverordnung 2014 in „Teil II Bautechnische Anforderungen“

grundsätzlich nur auf die OIB-Richtlinien 1 bis 6 verweist. Es wäre daher eine

entsprechende Klarstellung zu treffen. Dabei wäre auch zu prüfen, ob nicht auch

Bestimmungen der NÖ BO 2014 selbst relevant sein könnten – dann wären auch

diese anzuführen.



66

Zu Abs. 4 ist zu überlegen, in wie fern bzw. ob dem Land dadurch Kosten wegen

der eventuell aufzubauenden Infrastruktur entstehen.

KR:

RA:
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StB:

Kr:

WKNÖ:

Ebenso wird die Ausdehnung des 4-Augen-Prinzips (§ 18 Abs. 3) auf sämtliche
Bestimmungen der Bautechnikverordnung unter gleichzeitiger Beibehaltung der
Freiwilligkeit der zusätzlichen Bestätigung positiv bewertet. Durch die Freiwilligkeit wird
sichergestellt, dass es in der flexiblen Entscheidung des Bauwerbers bleibt, mögliche
Nachteile einer Verteuerung durch das 4-Augen-Prinzip gegen eine mögliche
Beschleunigung des Verfahrens in bestmöglicher Weise abzuwägen.
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LVwG:

Zu Abs. 1a:

Im Zuge der Novelle werden eine Reihe von Vorhaben aus der bisherigen Anzeige– in eine
Bewilligungspflicht übergeführt. In diesen in § 18 Abs. 1a angeführten Fällen soll Nachbarn
keine Parteistellung zukommen und sollen sie von einem solchen Vorhaben auch nicht
verständigt werden (§ 21 Abs 3). Vergleichbar dem gewerberechtlichen Regime enthält die
NÖ Bauordnung 2014 daher künftig ein ordentliches und ein vereinfachtes
Bewilligungsverfahren. Angesichts möglicher Meinungsverschiedenheiten nicht zuletzt im
Hinblick auf die als Anknüpfungspunkt dienende Gebäudehöhe scheinen hier die
Überlegungen des VfGH zu § 359 b GewO (VfSlg 14512/1996, 16103/2001, 16259/2001,
16778/2003) einschlägig, wonach Nachbarn zumindest ein Recht darauf zukommt, dass von
diesen Verfahren nur bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Gebrauch gemacht
wird. Dem Entwurf zufolge sind sie dem Verfahren aber überhaupt nicht beizuziehen (§ 21
Abs 3; vgl abweichend davon das in § 359b GewO vorgesehene Anhörungsrecht). Vor diesem
Hintergrund, namentlich der damit verbundenen Verkomplizierung scheint die Verschiebung
vom Anzeige- in das Bewilligungsregime nur eingeschränkt zweckmäßig.

Hinzuweisen ist weiters darauf, dass nicht alle aus dem Anzeige- in das Bewilligungsregime
übergeführten Vorhaben dort dem vereinfachten Verfahren unterliegen, wobei
diesbezüglich namentlich auf Einfriedungen an der Nachbargrenze hingewiesen wird. Eine
sachliche Rechtfertigung für die Differenzierung (bauliche Anlagen, die einem Gebäude
gleich verwendet werden, könnten ohne Einbindung der Nachbarn bewilligt werden) vermag
nicht erkannt zu werden.

Zu Abs. 3:

Eine gänzliche Verlagerung der technischen Prüfung des Bauwerkes an einen Prüfingenieur
erscheint auf Basis der existierenden VfGH-Rechtsprechung verfassungsrechtlich nicht
möglich (VfSlg 16.049/2000 zur Wr. Bauordnung; VfSlg 19.804/2013 zum Eisenbahngesetz).
Die Behörde muss weiterhin die inhaltliche Richtigkeit überprüfen (doppelter Aufwand!).
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§ 19
Bauplan,

Baubeschreibung und Energieausweis

(1) Der Bauplan hat alle Angaben zu enthalten, die für die Beurteilung des Vorhabens notwendig
sind. Dazu gehören je nach Art des Vorhabens insbesondere:

1. der Lageplan, aus dem zu ersehen sind

a) vom Baugrundstück und den Grundstücken der Nachbarn (§ 6 Abs. 1 Z 3)

- Lage mit Höhenkoten und Nordrichtung,

- im Bauland bei einem Neu- oder Zubau eines Gebäudes oder bei der Errichtung einer
Einfriedung im Sinn des § 14 Z 2 die lagerichtige Darstellung der Grenzen (Abs. 1a) des
Baugrundstücks und deren aktuelle Kennzeichnung in der Natur, wobei die Baubehörde
diese Vorfrage (genaue Lage der Grenzen des Baugrundstücks) aufgrund
-   des Grenzkatasters,

…
- festgelegte Straßen- und Baufluchtlinien, Straßenniveau,

- das Bezugsniveau (§ 4 Z 11a) zumindest in jenen Bereichen, in denen Bauwerke
errichtet oder Geländeveränderungen durchgeführt werden,

- bestehende Gebäude, Trinkwasserbrunnen und Abwasserentsorgungsanlagen,

…
2. die Grundrisse, bei Gebäuden von sämtlichen Geschoßen mit Angabe des beabsichtigten

Verwendungszwecks jedes neu geplanten oder vom Bauvorhaben betroffenen Raumes, die
Fluchtwege und sofern erforderlich die Lage von Zugangspunkten und Netzabschlusspunkten
für die hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen physischen Infrastrukturen (§ 4 Z 12a
und § 43a);

3. Schnitte durch die Gebäude, insbesondere durch die Stiegenanlagen mit Darstellung der
Höhenlage des Geländes und des Bezugsniveaus, in Hanglage auch Mauern an
Grundstücksgrenzen;
…

(1a) Die Baubehörde hat die Vorfrage der genauen Lage der Grenzen des Baugrundstücks aufgrund
- des Grenzkatasters,

ist kein Grenzkataster vorhanden:

- einer Grenzvermessung oder eines Planes, welche jeweils durch einen
Vermessungsbefugten auf der Grundlage der Vermessungsverordnung 2010, BGBl. II Nr.
115/2010 in der Fassung BGBl. II Nr. 307/2016, durchgeführt oder verfasst wurden,

oder
- des Ergebnisses eines gerichtlichen Außerstreitverfahrens (Grenzfeststellungsverfahren)

zu entscheiden, wobei die lagerichtige Darstellung auf jene Grenzbereiche eingeschränkt werden
darf, die für die Beurteilung des Bauvorhabens wesentlich sind.

Eine Grenzvermessung darf entfallen, wenn die Grenzen nicht strittig sind und das Bauvorhaben
in einem Abstand von mehr als 1 m von der Grundstücksgrenze oder – wenn eine Bauwich
einzuhalten ist – ein Hauptgebäude in einem Abstand von mehr als dem um 1 m vergrößerten
Bauwich geplant ist.
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Der Bauwerber hat dafür zu sorgen, dass die aufgrund einer durchgeführten Grenzvermessung
oder Grenzfeststellung vorgelegten Vermessungspläne dem zuständigen Vermessungsamt
übermittelt werden.

(2)   Die Baubeschreibung muss alle nachstehenden Angaben enthalten, die nicht schon aus den
Bauplänen ersichtlich sind. Anzugeben sind nach der Art des Bauvorhabens:
…
3. die Nutzfläche der Wohnungen und Betriebsräume;

3a. die Gebäudeklasse und die Sicherheitskategorie;

VD:

Zu Z 23 bis 25 (§ 19 Abs. 1, 1a und 2):

Die Änderungsanordnungen könnten zusammengefasst werden durch folgende

Änderungsanordnung:

Im § 19 werden Abs. 1 und 2 durch folgende Abs. 1, 1a und 2 ersetzt:

Zu Z 23 (§ 19 Abs. 1):

Bei Z 1 lit. a zweiter und dritter Spiegelstrich fällt auf, dass ein Mal auf „eine

Einfriedung im Sinne des § 14 Z 2“ und einmal auf „einer Einfriedung“ abgestellt

wird. Es stellt sich die Frage, ob es sich hier auch lediglich um eine Einfriedung im

Sinne des § 14 Z 2 handeln soll.

In Z 1 lit. a siebenter Spiegelstrich sollte das Wort „Festgelegte“ durch das Wort

„festgelegte“ ersetzt werden.

In Z 1 lit. b sollte überlegt werden, ob nach der Wortfolge „Neu- und Zubauten“ die

Wortfolge „von Gebäuden“ eingefügt werden sollte.

Zu Abs. 1 Z 6 stellt sich hinsichtlich der bewilligungspflichtigen Einfriedung die

Frage, ob diese nicht bereits unter Z 1 lit. a zweiter und dritter Spiegelstrich

erfasst ist.

Im letzten Satz sollte überlegt werden, am Ende des ersten Spiegelstriches das

Wort „und“ anzufügen bzw. einen Beistrich zu setzen.

Zu Z 25 (§ 19 Abs. 2):
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Es sollte überlegt werden, eine durchlaufende Nummerierung ohne „a“-

Bezeichnungen durchzuführen.

BD3:

§19 Abs. (1):

Der letzte Satz in Abs. (1) „Der Bauwerber hat dafür zu sorgen, dass die nach Z 1 lit.

a aufgrund einer durchgeführten Grenzvermessung oder Grenzfeststellung

vorgelegten Vermessungspläne dem zuständigen Vermessungsamt übermittelt

werden.“ ist am Ende des Abs. (1a) sinngemäß nochmals angeführt.

Hier würde die einmalige Anführung ausreichen.

Die Forderung der aktuellen Kennzeichnung der Grenzen ist auch bei jenen

Grundstücken wesentlich, die sich bereits im rechtsverbindlichen Grenzkataster

befinden. Nur bei aktuell erfassten Kennzeichnungen sollte man davon ausgehen

können, dass Kataster und Naturstand übereinstimmen. Allein die Tatsache rechtlich

gesicherter Grundgrenzen schließt mögliche Diskrepanzen zwischen Kataster und

Natur NICHT aus (Überbauungen).

§19 Abs. (1a):

Durch die Neuschaffung des Absatzes (1a) wird die Lesbarkeit des § 19 wesentlich

erhöht.

Durch den Entfall des Zitates (§ 1 des LTG…) wird nun auch den Technischen Büros

für Vermessungswesen die Möglichkeit geboten die geforderten Lagepläne zu

erstellen.

In Hinblick auf die Klärung der Vorfrage eines rechtlich gesicherten bzw. nicht

strittigen Grenzverlaufs für das Bauvorhaben ist dieser Entfall aus mehreren

Gesichtspunkten kritisch zu beurteilen:

Einerseits zielen die vermessungsrechtlichen Regelungen in Zusammenhang mit

dem Kataster eindeutig auf den im § 1 LTG genannten Personenkreis ab und es

lässt sich keine Verpflichtung für die Anwendung dieser vermessungsrechtlichen

Regelungen für die technischen Büros ableiten.
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Andererseits können selbst Pläne die von technischen Büros für Vermessungswesen

unter Beachtung der vermessungsrechtlichen Regelungen zur Planerstellung erstellt

werden, bei den zuständigen Vermessungsbehörden auf Grund der rechtlichen

Vorgaben im LTG bzw. VermG nicht angenommen werden.

Zum Nachweis des Grenzverlaufs im Sinne der Eintragung in den Kataster sind

einerseits eine Planurkunde und andererseits ein beurkundetes Protokoll der

Grenzverhandlung, die einen wesentlichen Bestandteil im Verfahren der

Grenzfeststellung mit allen Beteiligten unter Verwendung aller relevanten Behelfe

darstellt, erforderlich. Die Beurkundung des Planes bzw. des Protokolls ist allerdings

den gem. § 1 Liegenschaftsteilungsgesetz Befugten vorbehalten.

Somit besteht die Gefahr, dass bei den Baubehörden ein Schattenarchiv über

Lagepläne zum Grenzverlauf entsteht. Dieser Umstand wird im Sinne eines

gesicherten Grenzverlaufs überaus kritisch gesehen. Derartige Pläne könnten dann

zwar im Bauvorhaben anerkannt werden, auf Grund der fehlenden Befugnis des

Erstellers bzw. der nicht den vermessungsrechtlichen Vorgaben entsprechenden

Ausführung bleibt ein Eintrag in das technische Operat der Vermessungsämter

allerdings verwehrt. Somit ist den gem. § 1 LTG zur Verfassung von

Vermessungsurkunden zur grundbücherlichen Durchführung Befugten eine

Verwendung dieser Pläne im Sinne öffentlicher Urkunden für die Festlegung eines

rechtlich gesicherten Grenzverlaufs durch Zugriff über das technische Operat der

Vermessungsämter nicht möglich.

Durch die aktuelle Textierung könnten den Bauwerbern Kosten für Lagepläne

entstehen, die auf Grund der oben genannten Gründe nicht in das technische Operat

der Vermessungsämter übernommen werden können.

Die generelle Forderung der Übermittlung der Pläne an die Vermessungsbehörde ist

somit nicht zielführend.

Sollten allerdings für das Bauvorhaben Pläne erforderlich sein bzw. den

Baubehörden vorzulegen sein, die den vermessungsrechtlichen Vorgaben

entsprechen, so ist darauf zu achten, dass diese Pläne spätestens gleichzeitig mit

der Vorlage bei der Baubehörde auch bei der Vermessungsbehörde vorgelegt

werden.
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KR:

BMWFW:
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RA:
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StB:

Kr:

StP:
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GB:

SPGV:

WKNÖ:

Auch die Klarstellungen bzw. Vereinfachung bei der Grenzvermessung (§ 19 Abs. 1a) durch
einen auf Basis der Vermessungsverordnung Vermessungsbefugten wird begrüßt.

Be:

GBV:
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Arch:
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§ 20
 Vorprüfung

(1)  Die Baubehörde hat bei Anträgen nach § 14 vorerst zu prüfen, ob dem Bauvorhaben

1. die im Flächenwidmungsplan festgelegte Widmungsart des Baugrundstücks, seine Erklärung
zur Vorbehaltsfläche oder Aufschließungszone, sofern das Vorhaben nicht der Erfüllung einer
Freigabebedingung dient,

2. der Bebauungsplan,
3. der Zweck einer Bausperre,

 …
7. sonst eine Bestimmung

- dieses Gesetzes, ausgenommen § 18 Abs. 4,
- des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung,
- der NÖ Aufzugsordnung, LGBl. 8220,
- des NÖ Kleingartengesetzes, LGBl. 8210,
- des NÖ Kanalgesetzes, LGBl. 8230, oder
- des NÖ Bauprodukte- und Marktüberwachungsgesetzes 2013, LGBl. 82014,
- einer Durchführungsverordnung zu einem dieser Gesetze

entgegensteht.
…
Bei Hochhäusern und Bauwerken für größere Menschenansammlungen von mehr als 120
Personen (Veranstaltungsstätten) ist ein Vertreter der Feuerwehr als Auskunftsperson
einzubinden.

(2) Wenn die Baubehörde eines der im Abs. 1 angeführten Hindernisse feststellt, hat sie den Antrag
abzuweisen. Hält sie dessen Beseitigung durch eine Änderung des Bauvorhabens für möglich,
dann hat sie dies dem Bauwerber binnen 8 Wochen ab dem Einlangen des Antrags mitzuteilen.

       Diese Mitteilung hat eine Frist zur Vorlage der geänderten Antragsbeilagen zu enthalten. Wird
diese Frist nicht eingehalten, ist der Antrag abzuweisen.

VD:

Zu Z 26 und 27 (§ 20 und § 21):

Die Änderungsanordnungen könnten zusammengefasst werden wie folgt:

§ 20 und § 21 lauten:

Zu Z 26 (§ 20):

Zu Abs. 1 Z 7 erster Spiegelstrich wäre zu überlegen, auch § 19 Abs. 1a letzter

Satz anzuführen.

Die in Abs. 1 Z 7 dritter Spiegelstrich angeführte NÖ Aufzugsordnung, LGBl.

8220, wäre dann durch die NÖ Aufzugsordnung 2016 zu ersetzen.
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Weiters fällt auf, dass der derzeit geltende letzte Unterabsatz von Abs. 1 nicht

übernommen wurde, in der Textgegenüberstellung jedoch sehr wohl angeführt

wird.

LFV:

RA:
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StB:

Kr:

StP:
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§ 21
 Verfahren mit Parteien und Nachbarn

(1)  Führt die Vorprüfung (§ 20) zu keiner Abweisung des Antrages, hat die Baubehörde die Parteien
und Nachbarn (§ 6 Abs. 1) nachweislich vom geplanten Vorhaben nach § 14 zu informieren
und darauf hinzuweisen, dass bei der Baubehörde in die Antragsbeilagen und in allfällige
Gutachten Einsicht genommen werden darf. Gleichzeitig sind die Parteien und Nachbarn – unter
ausdrücklichem Hinweis auf den Verlust ihrer allfälligen Parteistellung – aufzufordern, eventuelle
Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich binnen einer Frist von 2 Wochen ab der
Zustellung der Verständigung bei der Baubehörde einzubringen.

Für Nachbarn in Mehrfamilienhäusern darf die Verständigung auch durch einen mit dem Datum
des Anbringens versehenen Anschlag an einer den Hausbewohnern zugänglichen Stelle
(Hausflur) in den betroffenen Gebäuden erfolgen, wobei diese Information dieselben
Rechtswirkungen wie die persönliche Verständigung entfaltet. Die Eigentümer dieser Gebäude
haben derartige Anschläge in ihren Gebäuden zu dulden.

(2)  Der Bescheid, mit dem über den Antrag nach § 14 entschieden wird, ist jenen Parteien und
Nachbarn zuzustellen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Die Zustellung dieses
Bescheides begründet jedoch keine Parteistellung.

(3)  Abs. 1 und 2 gelten nicht für folgende Vorhaben:

1. Abänderungen im Inneren eines Gebäudes (§ 14 Z 3), sofern subjektiv-öffentliche Rechte
nicht beeinträchtigt werden können,

2. Vorhaben, deren Bewilligungspflicht auf einem möglichen Widerspruch zum Ortsbild beruht,
3. Vorhaben im Sinn des § 18 Abs. 1a.

VD:

Zu Z 27 und 28 (§ 21 und Entfall des § 22):

Der Entwurf sieht grundsätzlich nicht mehr vor, dass eine Bauverhandlung

zwingend in bestimmten Fällen abzuhalten ist. Nach den Erläuterungen soll sie

generell entfallen. Ein entsprechendes „Verbot“ findet sich jedoch nicht. Von

daher bleiben die  Regelungen des AVG anwendbar.

Hinsichtlich des Verlustes der Parteistellung erscheint die Regelung des § 21

Abs. 1 zwingend – auch wenn die Behörde nach § 42 AVG vorgeht. Somit

handelt es sich augenscheinlich um eine Regelung gemäß Art. 11 Abs. 2 B-VG,

die nur getroffen werden darf, wenn sie zur Regelung des Gegenstandes

erforderlich ist. Eine entsprechende Begründung wäre daher in den

Erläuterungen anzuführen.

Zum nun in Abs. 1 neu in der NÖ BO 2014 eingeführten Begriff des

„Mehrfamilienhauses“ sollte überlegt werden, ob dieser tatsächlich notwendig ist –
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es stellt sich zu dieser Regelung u.a. die Frage, wie bei Reihenhäusern

vorzugehen ist.

Zu dieser Bestimmung bleibt offen, ob hier alle Nachbarn gemeint sind oder nur

jene Nachbarn, welche nicht auch Parteien sind.

MO:

GS4:

b. Zu Punkt 27 (§ 21: Verfahren mit Parteien und Nachbarn):
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Es wird angeregt, eine Klarstellung zum Einbringen eventueller Einwendungen bei

der Baubehörde vorzunehmen: Der Entwurf von § 21 Abs 1, 2. Satz sollte

folgendermaßen angepasst werden (Ergänzung unterstrichen):

Gleichzeitig sind die Parteien und Nachbarn — unter ausdrücklichem Hinweis auf

den Verlust ihrer allfälligen Parteistellung — aufzufordern, eventuelle Einwendungen

nach § 6 gegen das Vorhaben schriftlich binnen einer Frist von 2 Wochen ab der

Zustellung der Verständigung bei der Baubehörde einzubringen.“

Durch diese Klarstellung wird erreicht, dass Einwendungen nur zur Wahrung der

subjektiv-öffentlichen Rechte nach § 6 Abs 2 sowie eines Fahr— und Leitungsrechts

nach § 11 Abs 3 erhoben werden dürfen.

RA:

StB:



85

Kr:
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Str:

StP:

BDA:
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SPGV:

LVwG:

Der vorgesehene verpflichtende Entfall der Bauverhandlung erscheint jedenfalls dann
unzweckmäßig, wenn nach anderen gesetzlichen Bestimmungen zu verhandeln ist, insb.
bei Betriebsanlageverfahren, bei denen nach ÜbertragungsVO die
Bezirksverwaltungsbehörde auch das Bauverfahren führt. Es erscheint wenig praktikabel,
den anwesenden Parteien zu erklären, dass die Verhandlung nur den anlagenrechtlichen
Teil, aber nicht den baurechtlichen Teil betrifft. Auf die Gefahr, dass der Entfall der
Bauverhandlung dazu führt, dass die erstmalige mündliche Erörterung des Sachverhaltes erst
vor dem LVwG erfolgt und dies „beschwerdefördernd“ wirken könnte, wird hingewiesen.

Zu § 21 wird zunächst darauf verwiesen, dass Abs. 1 eine ausdrückliche Regelung, wonach
die Parteistellung entfällt, nicht enthält. Vielmehr findet sich ein derartiger Anhaltspunkt
bloß in den Anforderungen an die Verständigung. Es wäre daher zunächst klarzustellen, dass
die Parteistellung bloß im Fall der fristgerechten Erhebung zulässiger Einwendungen
aufrecht bleibt.

Vorzusehen wäre weiters - § 22 NÖ Bauordnung 2014 entsprechend – eine Regelung
betreffend die Quasi-Wiedereinsetzung; sie ist ohne erkennbaren Grund entfallen.

Von verschiedener Seite wurde kritisiert, dass die zweiwöchige Frist zur Erhebung von
Einwendungen zu kurz sei. Eine Verlängerung dieser Frist müsste aber auch bei der
Festlegung der Entscheidungsfrist berücksichtigt werden.

Die vorgesehene Zustellung durch Anschlag an der Haustafel erscheint zwar sehr “praktisch“,
könnte aber Nachweisprobleme nach sich führen (wurde überhaupt angeschlagen; ist der
Anschlag auch über den gesamten erforderlichen Zeitraum hängen geblieben)? Um dem
Entstehen übergangener Parteien entgegenzuwirken sollte die Rechtsfolge des Verlustes der
Parteistellung auch dann eintreten, wenn das Vorhaben einschließlich der Einladung zur
Erhebung von Einwendungen in qualifizierter Weise (z.B. Amtstafel und Homepage der
Baubehörde) kundgemacht wurde (vgl. schon EBRV 1167 BlgNR 20. GP 31 f zur
Verwaltungsverfahrens-Novelle 1998, BGBl I 1998/158).
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§ 22
 entfällt

RA:
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§ 23
 Baubewilligung

…
(2) …

Ist aus den der Baubehörde vorgelegten Bauplänen (§ 19) ersichtlich, dass durch das geplante
Bauwerk eine Grundstücksgrenze überbaut wird und keine Ausnahme nach § 49 Abs. 2 vorliegt
oder der notwendige Bauwich (§ 4 Z 8) nicht eingehalten wird und ist weiters die Beseitigung
dieser Widersprüche zu diesem Gesetz durch eine Grenzänderung möglich, dann darf – im
Bauland nach Durchführung eines Verfahrens nach § 10 – eine Baubewilligung nur mit der
aufschiebenden Bedingung der Vorlage eines Grundbuchsbeschlusses über die Vereinigung
der betroffenen Grundstücke oder Grundstücksteile bei der Baubehörde vor Baubeginn erteilt
werden.

(3) Wenn der Neu- oder Zubau eines Gebäudes oder die Errichtung einer großvolumigen Anlage
(einzelner Silo oder Tank oder Gruppe solcher Behälter mit mehr als 200 m3 Rauminhalt,
Tiefgarage, Betonmischanlage oder dgl.) auf einem Grundstück oder Grundstücksteil im Bauland
geplant ist, das bzw. der
- noch nicht zum Bauplatz erklärt wurde und
- auch nicht nach § 11 Abs. 1 Z 2 bis 5 als solcher gilt,
hat die Erklärung des betroffenen Grundstücks oder Grundstücksteils zum Bauplatz in der
Baubewilligung zu erfolgen. Wenn eine Voraussetzung hiefür fehlt, ist die Baubewilligung zu
versagen.
Dies gilt nicht im Falle einer Baubewilligung für ein Gebäude im Sinn des § 18 Abs. 1a, für ein
Gebäude vorübergehenden Bestandes oder für ein Gebäude für eine öffentliche Ver- und
Entsorgungsanlage mit einer bebauten Fläche bis zu 25 m2 und einer Gebäudehöhe bis zu 3 m.

…(4) entfällt.
__________________________________________________________________________________

VD:

Zu Z 29 (§ 23 Abs. 2 bis 4):

Wir empfehlen zwei Änderungsanordnungen:

29. § 23 Abs. 2 und 3 lauten:

30. § 23 Abs. 4 entfällt.

Sowohl in Abs. 2 zweiter Spiegelstrich als auch im vorletzten Unterabsatz wären

die doppelten Abstände zu eliminieren.

In Abs. 2 zweiter Spiegelstrich sollte nach dem Wort „Verordnungen“ der Beistrich

entfallen. Weiters wäre das Zitat auf „§ 20 Abs. 1 dritter Satz“ zu korrigieren.

In Abs. 3 zweiter Spiegelstrich sollte überprüft werden, ob auch auf § 11 Abs. 1 Z

6 verwiesen werden müsste.

In Abs. 3 vorletzter Unterabsatz sollte im Sinne der Einheitlichkeit (z. B.

§ 12 Abs. 1 Z 2 lit. b das Zitat lauten: „§ 18 Abs. 1a Z 1“).

Zu § 23 Abs. 5:

Es sollte überlegt werden, ob das Zitat zu konkretisieren (lit. b?) wäre.
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LVwG:
Zu Abs. 9:

Schließlich sollte im § 23 Abs. 9 klargestellt werden, dass die 4-Monats-Frist bereits gewahrt
ist, wenn die Verwaltungsbehörde den entsprechenden Bescheid erlassen hat; fraglich
könnte nämlich derzeit sein, ob auch die Entscheidung des LVwG innerhalb dieser Frist
ergehen müsste.
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§ 24
Ausführungsfristen

…

(6)  Das Recht zur Ausführung eines Vorhabens nach § 15 erlischt, wenn mit seiner Ausführung
nicht binnen 2 Jahren ab dem Ablauf der Fristen nach § 15 Abs. 4 und 5 begonnen oder es nicht
binnen 5 Jahren ab seinem Beginn fertiggestellt worden ist. Abs. 1 Z 2 und 3 gilt sinngemäß.
Die Frist für den Beginn der Ausführung verlängert sich einmalig um ein Jahr, die Frist für die
Fertigstellung eines angezeigten Vorhabens einmalig um 3 Jahre, wenn dies jeweils vor ihrem
Ablauf angezeigt wird und die Baubehörde diese nicht binnen 8 Wochen untersagt. Die Gründe
des Abs. 4 (Frist für den Beginn) und Abs. 5 (Frist für die Fertigstellung) gelten sinngemäß.

(7)  Wird ein Ansuchen um Verlängerung einer Frist nach Abs. 1 und 6 vor deren Ablauf eingebracht,
wird der Ablauf dieser Frist bis zur Entscheidung der Baubehörde gehemmt.

RA:

Kr:

BB:
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Be:
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§ 25
 Beauftragte Fachleute und Bauführer

(1)  Der Bauherr hat mit der Planung und Berechnung des Bauvorhabens, einschließlich der
Erstellung des Energieausweises, mit Überprüfungen und der Ausstellung von Bescheinigungen
Fachleute zu betrauen, die hiezu nach deren einschlägigen Vorschriften (z.B. gewerberechtlich
oder als Ziviltechniker) befugt sind. Ein Nachweis der Befugnis ist der Baubehörde auf Verlangen
vorzulegen.
Besitzt der Bauherr oder einer seiner Dienstnehmer selbst diese Befugnis, ist eine solche
Betrauung nicht erforderlich.

(2)  Die Arbeiten für Vorhaben nach § 14 Z 1 und 2, ausgenommen jene im Sinn des § 18 Abs. 1a,
sowie für Vorhaben nach § 14 Z  3, 6, 7 und 8 sind durch einen Bauführer zu überwachen. Für
dessen Befugnis gilt Abs. 1 sinngemäß. Er muss gewerberechtlich oder als Ziviltechniker zur
Planung oder Berechnung dieses Bauvorhabens bzw. dessen Teile sowie zur Übernahme der
Bauleitung befugt sein. Davon abweichend darf eine Gebietskörperschaft oder gemeinnützige
Wohnungsgenossenschaft bzw. Bauvereinigung, die selbst Bauherr ist oder diesen vertritt, eine
Person, die in einem Dienstverhältnis zu ihr steht und die die gleiche Befähigung besitzt, die zur
Erlangung der Befugnis nach Abs. 1 erforderlich ist, zum Bauführer bestellen.

VD:

Zu Z 31 (§ 25 Abs. 1 und 2):

Zu Abs. 1 bleibt unklar, wer den Nachweis der Befugnis der Baubehörde auf

Verlangen vorzulegen hat – der Bauherr oder die Fachleute? Wenn dies den

Bauherrn treffen soll, wäre zu überlegen, ob die Regelung praktikabel ist.

Zu Abs. 2 erscheint unklar, aus welchen Sachlichkeitsüberlegungen (neben den

Gebietskörperschaften) die gemeinnützigen Wohnungsgenossenschaften bzw.

Bauvereinigungen auf das Erfordernis eines externen Bauführers verzichten

dürfen. Sollte die Regelung aufrecht erhalten werden, wäre in der Folge zu

prüfen, diese Privilegierung auch anderen Fachleuten, z. B. facheinschlägig

gewerberechtlich Befähigten bzw. facheinschlägig zuständigen Ziviltechnikern,

wenn sie Bauherr sind, zu gewähren.

RA:
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Am:

Vö:
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§ 27
 Behördliche Überprüfungen

(1) Die Baubehörde ist berechtigt, die Übereinstimmung der Ausführung des Vorhabens mit der
Bewilligung durch besondere Überprüfungen zu überwachen. Dazu gehören vor allem:

-   die Feststellung oder Nachprüfung der Höhenlage des Geländes bzw. des Bezugsniveaus,
-   die Beschau des Untergrundes für alle Tragkonstruktionen,
-   die Rohbaubeschau nach Herstellung der Dacheindeckung und vor Aufbringung der

Verputze und Verkleidungen,
-   Belastungsproben und
-   die Beschau und Erprobung von Feuerstätten und Abgasanlagen.

VD:

Zu Z 31 (§ 27 Abs. 1):

Im Hinblick darauf, dass augenscheinlich nur im ersten Spiegelstrich Änderungen

getroffen werden, könnte die Änderungsanordnung auch lauten:

§ 27 Abs. 1 erster Spiegelstrich lautet:

RA:
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§ 30
 Fertigstellung

…
(2)  Der Anzeige nach Abs. 1 sind anzuschließen:

…
5. der Nachweis über die Herstellung des Bezugsniveaus (§ 12a).

…
(5)  Ist ein Vorhaben im Sinn des § 18 Abs. 1a fertiggestellt, hat der Bauherr dies der Baubehörde

anzuzeigen, wobei Abs. 2 Z 1 bis 3 und 5 und Abs. 3 nicht anzuwenden sind. Nach der
Fertigstellung eines Vorhabens nach § 18 Abs. 1a Z 3 (Heizkessel) ist der Anzeige eine
Bescheinigung über die fachgerechte Aufstellung, die sich bei Heizkesseln mit automatischer
Beschickung mit festen Brennstoffen auf die gesamte Anlage (samt
Brennstofftransporteinrichtung) zu erstrecken hat, sowie ein Befund über die Eignung der
Abgasführung für den angeschlossenen Heizkessel beizulegen. Diese Bescheinigungen und
Befunde sind von befugten Fachleuten (§ 25 Abs. 1) auszustellen.

VD:

Zu Z 33 (§ 30 Abs. 2):

Die Änderungsanordnung könnte lauten:

§ 30 Abs. 2 Z 4 lautet und es wird folgende Z 5 angefügt:

Zu Z 34 (§ 30 Abs. 5):

Auch hier stellt sich im Verhältnis zu den feuerwehrrechtlichen Bestimmungen die

Frage, welchen Inhalt der Befund über die Eignung der Abgasführung für den

angeschlossenen Heizkessel tatsächlich aufweisen muss.

BD3:

zu § 30:
In der BauO, Fassung 8200-15 war unter § 30 Abs. (5) die Übermittlung eines

Lageplanes gem. Abs. (2) Z 1 an das Vermessungsamt vorgesehen. Da die

übermittelten Unterlagen vom Vermessungsamt tlw. nicht weiterverwendet werden

konnten, wurde diese Regelung in der letzten Novelle gestrichen.

Aktuell gibt es seitens der öffentlichen Hand allerdings größtes Interesse an aktuellen

Gebäudebestandsdaten (raumordnungsrechtliche sowie planerische

Fragestellungen, Umgebungslärmrichtlinie, …).

Für eine qualitativ hochwertige Einarbeitung der neu errichteten Gebäude in den

Kataster sind die Lagepläne aus der Einreichung erfahrungsgemäß (mangelhafte
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Situierung des Gebäudes im Lageplan, anders gebaut als geplant, …) nicht

ausreichend. Zu diesem Zweck wäre eine Einmessverpflichtung nach Fertigstellung

inkl. Lageplanerstellung unter Berücksichtigung der vermessungsrechtlichen

Vorschriften erforderlich.

BMWFW:

GB:

Be:

GBV:

Arch:
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§ 34
 Vermeidung und Behebung von Baugebrechen

…

(3) Den Organen der Baubehörde und den beauftragten Sachverständigen ist der Zutritt zum
Grundstück sowie zu allen Teilen der Bauwerke an Werktagen zur Tageszeit, bei Gefahr im
Verzug auch an Sonn- und Feiertagen sowie während der Nachtzeit zu gestatten. Wenn nötig, ist
dem Eigentümer mit Bescheid diese Verpflichtung aufzutragen.

VD:

Zu Z 35 (§ 34 Abs. 3 erster Satz):

Im zu ändernden Gesetzestext müssen die Bezeichnung „(3)“ und der zweite Satz

entfallen.

Kr:

(Stell. gemeint zu § 34 Abs. 3)

Gemeint § 34

StP:

GB:
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§ 35
 Sicherungsmaßnahmen und Abbruchauftrag

…

(3)  Die Baubehörde hat die Nutzung eines nicht bewilligten oder nicht angezeigten Bauwerks sowie
die Nutzung eines Bauwerks zu einem anderen als dem bewilligten oder aus der Anzeige (§ 15)
zu ersehenden Verwendungszweck zu verbieten. Abs. 1 und 2 sowie § 34 Abs. 1 und 2 bleiben
davon unberührt.

(4)  Die Baubehörde darf in den Fällen des Abs. 1 bis 3 eine Überprüfung selbst durchführen oder
durch einen Sachverständigen durchführen lassen. § 34 Abs. 3 gilt sinngemäß.

VD:

Zu Z 36 (§ 35 Abs. 3 und 4):

Die Änderungsanordnung sollte lauten:

§ 35 Abs. 3 lautet und es wird folgender Abs. 4 angefügt:

GB:
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§ 37
Verwaltungsübertretungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht wer
…

11. den Organen der Baubehörde entgegen § 27 Abs. 2, § 32 Abs. 8 oder 9, § 34 Abs. 3 oder
§ 35 Abs. 4 den Zutritt zur Baustelle oder zum Bauwerk oder die Einsicht in eine
Unterlage nicht ermöglicht,

VD:

Zu § 37 Abs. 1:

In Z 3 müsste der Verweis auf § 15 Abs. 8 entfallen.

Die Notwendigkeit der Z 5 wäre im Hinblick auf § 15 Abs. 5 zu überprüfen – bereits

von Z 4 erfasst?

Es sollte überlegt werden, eine Strafbestimmung im Hinblick auf § 12a festzulegen.

In Z 7 müsste der Verweis auf § 15 Abs. 8 entfallen.
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§ 38
 Aufschließungsabgabe

…

(3)   Die Aufschließungsabgabe (A) ist eine einmal zu entrichtende, ausschließliche
Gemeindeabgabe nach § 6 Abs. 1 Z 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBl. Nr. 45/1948
in der Fassung BGBl. I Nr. 51/2012. Die Wahl der Abgabentatbestände kann dabei alternativ
vorgenommen werden.

       Sie wird aus dem Produkt von Berechnungslänge (BL), Bauklassenkoeffizient (BKK) und
Einheitssatz (ES) errechnet:

A = BL x BKK x ES
…
(5)  Der Bauklassenkoeffizient beträgt:

…
Ist eine höchstzulässige Gebäudehöhe festgelegt, ist der Bauklassenkoeffizient von jener
Bauklasse abzuleiten, die dieser Gebäudehöhe entspricht. Im Falle einer gleichzeitig festgelegten
Geschoßflächenzahl ist jedoch diese für den Bauklassenkoeffizienten maßgeblich.

(7) Frühere Leistungen …
Eine Geldleistung nach Z 1 ist auf der Grundlage des Baukostenindexes der Bundesanstalt
„Statistik Österreich” zu jenem Zeitpunkt, in welchem ein Tatbestand nach Abs. 1 erfüllt wird, zu

valorisieren.

(7a) Entrichtete Standortabgaben (§ 20 Abs. 9 NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in
der geltenden Fassung) sind auf die Aufschließungsabgabe anzurechnen. Abs. 7 letzter Satz gilt
sinngemäß.

VD:

Zu § 38 Abs. 1:

Es sollte überlegt werden, ob in Z 2 auch § 11 Abs. 1 Z 6 aufgenommen werden

müsste.

Kr:

StP:
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GB:

SPGV:
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§ 39
Ergänzungsabgabe

(1) Bei der Änderung der Grenzen von Bauplätzen (§ 10 und Abschnitt V. des NÖ
Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung) ist dem Eigentümer
mit Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 für jeden der
neugeformten Bauplätze eine Ergänzungsabgabe vorzuschreiben, wenn das Gesamtausmaß
oder die Anzahl der Bauplätze vergrößert wird.
Eine Vorschreibung hat bei der Vereinigung eines nach § 11 Abs. 1 Z 4 bebauten Grundstücks
mit unbebauten Grundstücken nicht zu erfolgen, wenn für den Baubestand erst durch die
Vereinigung mit den an einer oder mehreren Seiten anschließenden unbebauten Grundstücken
oder Teilen davon die Voraussetzungen für eine Bewilligung nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes und des Bebauungsplans sowie im Hinblick auf den Brandschutz bei (Außen-)Wänden
gegenüber einer Grundstücksgrenze nach einer Verordnung der Landesregierung erfüllt würden.

…

Die Höhe dieser Ergänzungsabgabe wird wie folgt berechnet:
Von dem zur Zeit der den Abgabentatbestand auslösenden Baubewilligung (§ 23)
anzuwendenden Bauklassenkoeffizienten wird der bei der Vorschreibung des
Aufschließungsbeitrages bzw. der Aufschließungsabgabe oder der Ergänzungsabgabe
angewendete Bauklassenkoeffizient – mindestens jedoch 1 – abgezogen und die Differenz mit
der Berechnungslänge (abgeleitet vom Ausmaß des Bauplatzes zur Zeit der den
Abgabentatbestand auslösenden Baubewilligung) und  dem  zur  Zeit dieser Baubewilligung
geltenden Einheitssatz multipliziert:

VD:

Zu Z 42 (§ 39 Abs. 1):

Die Änderungsanordnung könnte auch lauten:

Im § 39 Abs. 1 werden die ersten drei Sätze durch folgende Sätze ersetzt:

Das Zitat „Abschnitt V. des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014“ könnte

entsprechend der Systematik dieses Gesetzes lauten: „V. Abschnitt des NÖ

Raumordnungsgesetzes“

Bei der Berechnung wird auf eine „Anzeige“ der Grenzänderung (§ 10) abgestellt.

Es wäre zu überlegen, ob zusätzlich auch auf die nunmehr erforderliche

Bewilligung der Grenzänderung abzustellen wäre.

Zu Z 43 (§ 39 Abs. 3):

Da augenscheinlich nur der letzte Satz geändert wird, könnte die

Änderungsanordnung lauten:

§ 39 Abs. 3 letzter Satz lautet:
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StB:
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Kr:

Am:
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GB:
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§ 40
 Grundabtretungs-Ausgleichsabgabe

 (1)  Liegt ein in § 12 Abs. 1 Z 1 und 2 genannter Anlass vor
       und

- ist durch die Lage der Straßenfluchtlinie eine unentgeltliche Grundabtretung in dem im § 12
Abs. 4 bestimmten Ausmaß nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß möglich und

- hat der Grundstückseigentümer oder einer seiner Rechtsvorgänger nicht aus einem früheren
Anlass (ausgenommen nach § 15 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930 in der
Fassung BGBl. I Nr. 190/2013) an dieser Stelle unentgeltlich Straßengrund im damals
gesetzlich vorgeschriebenen Ausmaß abgetreten,

dann hat dieser Grundstückseigentümer bis zu jenem Flächenausmaß, das er nach § 12 Abs. 4
abzutreten hätte, eine Grundabtretungs-Ausgleichsabgabe zu entrichten.
In diesen Fällen ist nach Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs.
1, mit dem die Grundabtretung nach § 12 Abs. 2 aufgetragen wurde, oder nach Abschluss einer
Vereinbarung über die Grundabtretung nach Abs. 12 Abs. 3 die Grundabtretungs-
Ausgleichsabgabe vorzuschreiben.

VD:

Zu Z 44 (§ 40 Abs. 1 letzter Satz):

Es sollte überprüft werden, ob das Abstellen auf die Behörde nach § 2 Abs. 1

tatsächlich alle denkbaren Fälle umfasst.

StB:
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§ 43
 Allgemeine Ausführung,

 Grundanforderungen an Bauwerke

7. Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen

RA:
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§ 44
 Anforderungen an die Energieeinsparung und den Wärmeschutz, Erstellung eines

Energieausweises

(2)  Die Anforderungen an wärmeübertragende Bauteile sind jedenfalls einzuhalten bei

1.  …

2. Konditionierten Gebäuden, die keiner Gebäudekategorie gemäß Punkt 3 der Anlage 6 zur NÖ
BTV 2014, LGBl. Nr. 4/2015 in der Fassung LGBl. Nr. 25/2016, zugeordnet werden können.
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§ 49
 Anordnung von Bauwerken auf einem Grundstück

(1) Über eine Baufluchtlinie sowie in einen Bauwich darf grundsätzlich nicht gebaut werden.
Ausgenommen sind Bauwerke nach § 51, Vorbauten nach § 52 und Bauwerke, die unterirdische
Bauwerke oder Bauwerksteile. Unterirdische Bauwerke oder Bauwerksteile dürfen an keiner
Stelle mehr als 50 cm und in Hanglagen an keiner Stelle mehr als 1 m über das Bezugsniveau
ragen.

(2) …
Öffnungen in brandabschnittsbildenden Wänden sind bei an der Grundstücksgrenze  unmittelbar
aneinandergebauten Gebäuden und bei unterirdischen baulichen Anlagen zulässig, sofern sie mit
Abschlüssen mit dem entsprechenden Feuerwiderstand ausgestattet sind.

VD:

Zu Z 47 (§ 49 Abs. 1):

Im Hinblick darauf, dass augenscheinlich der erste Satz gleich bleibt, könnte die

Änderungsanordnung lauten:

§ 49 Abs. 1 zweiter Satz lautet:
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§ 50
 Bauwich

(1) Der seitliche und hintere Bauwich müssen, wenn sie nicht in den nachfolgenden Bestimmungen
anders geregelt sind, der halben Gebäudehöhe der jeweiligen, der Grundstücksgrenze
zugewandten Gebäudefronten der Hauptgebäude entsprechen.
Bei einer Gebäudehöhe von mehr als 8 m dürfen der seitliche und hintere Bauwich nur für
Gebäudefronten mit einer Länge von insgesamt nicht mehr als 15 m je Bauwich der halben
Gebäudehöhe entsprechen. Bei allen anderen Gebäudefronten muss der Bauwich der vollen
Gebäudehöhe entsprechen.
Die seitlichen und hinteren Bauwiche müssen mindestens 3 m betragen, außer die
Mindestbreite ist in einem Bebauungsplan durch Baufluchtlinien anders festgelegt.

VD:

Zu Z 49 (§ 50 Abs. 1):

Die Änderungsanordnung könnte lauten:

Im § 50 Abs. 1 lauten die ersten drei Sätze:

Im anschließenden Text hat die Bezeichnung „(1)“ zu entfallen.

Kr:

GBV:



112

§ 51
 Bauwerke im Bauwich

…

(2) Im seitlichen und hinteren Bauwich dürfen Nebengebäude und -teile sowie oberirdische
bauliche Anlagen, deren Verwendung der von Gebäuden gleicht, errichtet werden, wenn

1. der Bebauungsplan dies nicht verbietet,
2. die bebaute Fläche der Gebäude und die überbaute Fläche der baulichen Anlagen  insgesamt

nicht mehr als 100 m² und
3. die Höhe der Fronten dieser Bauwerke an keiner Stelle nicht mehr als 3 m beträgt; bei

Hanglage des Grundstücks darf diese Höhe hangabwärts entsprechend dem gegebenen
Niveauunterschied überschritten werden, wenn die ausreichende Belichtung der Hauptfenster
zulässiger Gebäude auf den Nachbargrundstücken nicht beeinträchtigt wird.

(3)  Bei der gekuppelten und der einseitig offenen Bebauungsweise muss der seitliche Bauwich, bei
der offenen Bebauungsweise, ausgenommen bei Eckbauplätzen, ein seitlicher Bauwich von
Nebengebäuden und oberirdischen baulichen Anlagen, deren Verwendung der von Gebäuden
gleicht, freigehalten werden.

(4) Im Bauland mit den Widmungsarten Kerngebiet, Betriebsgebiet, Industriegebiet, Agrargebiet und
Sondergebiet ohne Schutzbedürftigkeit darf ein Hauptgebäude oder -teil im hinteren Bauwich
errichtet werden, wenn im Bebauungsplan keine hintere Baufluchtlinie festgelegt ist und die
ausreichende Belichtung der Hauptfenster zulässiger Gebäude auf den Nachbargrundstücken
nicht beeinträchtigt wird. Nachbargrundstücke im gewidmeten Grünland sind nur dann zu
berücksichtigen, wenn sie bebaut sind.

VD:

Zu Z 51 (§ 51 Abs. 3):

Es fehlt im Text die Absatzbezeichnung „(3)“.

StB:
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Kr:

Am:
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§ 52
Vorbauten

…
(3) Im seitlichen oder hinteren Bauwich sind folgende Vorbauten zulässig:

1. …
4. Aufzugsanlagen bei vor dem 1. Februar 2015 errichteten Gebäuden in dem für die barrierefreie

Ausgestaltung notwendigen Ausmaß,

5. Windfänge mit einer maximalen Fläche von 6 m² bei vor dem 1. Februar 2015 errichteten
Gebäuden
- bis zur halben Breite des Bauwichs, jedoch nicht mehr als 2 m, und
- bis zu einer Gesamtlänge von nicht mehr als einem Drittel der Gebäudelänge des

Hauptgebäudes ohne Vorbauten, jedoch nicht mehr als 5 m.

(4) Unabhängig von Abs. 1 bis 3 und einer im Bebauungsplan festgelegten Bebauungsdichte dürfen
Wärmeschutzverkleidungen insgesamt bis 20 cm an vor dem 1. Februar 2015 baubehördlich
bewilligten Gebäuden sowie an Gebäuden, für die gemäß § 70 Abs. 6 erster Fall die Geltung der
Bewilligung festgestellt wurde, angebracht werden.

RA:

Kr:

StP:



115

Be:
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§ 53
Ermittlung der Höhen von Bauwerken

VD:

Zu Z 55 (§ 53):

In der Änderungsanordnung sollte der Klammerausdruck „(neu)“ entfallen.

Bei der Überschrift sollte geprüft werden, ob tatsächlich die Wortfolge „Ermittlung

der“ notwendig ist.

In Abs. 1 sollte überlegt werden, nicht alles fett zu drucken.

Zu Abs. 2 stellt sich die Frage, was unter einem „nicht raumbildenden“

Rücksprung zu verstehen ist. In den Erläuterungen wird augenscheinlich nur von

Rücksprüngen ausgegangen ohne Unterscheidung, ob sie raumbildend oder nicht

raumbildend sind.

Hinsichtlich der in Abs. 3 Abbildung 3 angeführten Absturzsicherung und den in

Abs. 5 erster Spiegelstrich angeführten einfachen Sicherungseinrichtungen für

Arbeiten am Dach stellt sich die Frage nach der Unterscheidung.

In Abs. 4 könnte überlegt werden, die Wortfolgen „überbaute Außenbereiche“ und

„mit zu berücksichtigen“ fett zu drucken.

Die in Abs. 5 zweiter Spiegelstrich angeführten Vorbauten gemäß § 52 umfassen

auch bestimmte Dachvorsprünge (§ 52 Abs. 1 Z 3). Es stellt sich die Frage, ob ein

Widerspruch zu Abs. 3 Abbildung 1 entstehen könnte.
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RA:

StB:

Kr:
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StP:

SPGV:

Vö:

Be:
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§ 53a
Begrenzung der Höhe von Bauwerken und der Geschoßanzahl

VD:

Zu Z 56 (§ 53a):

In der Änderungsanordnung hat der Klammerausdruck „(neu)“ zu entfallen.

Hinsichtlich der in Abs. 8 zu gewährenden Ausnahmen wird vorgeschlagen – da

es sich wohl nicht um einen eigenen Bescheid handeln wird – dies durch die

Formulierung „hievon darf … abgewichen werden, wenn“ zu unterstützen.

RA:

StB:

Kr:
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§ 55
Bauwerke im Grünland und auf Verkehrsflächen

(1) Für Vorhaben im Grünland gilt § 49 Abs. 1 und 2 sinngemäß; darüber hinaus gelten die
Bestimmungen der §§ 50 bis 53a sinngemäß für als Grünland oder Verkehrsflächen gewidmete
Grundstücke, wenn dort ein Bebauungsplan Festlegungen (z.B. der Bebauungsweise oder –
höhe) enthält.

…

(3)  Eine Verkehrsfläche darf nur be- oder überbaut werden, wenn die Sicherheit, Leichtigkeit und
Flüssigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt wird. Gegen die öffentliche Verkehrsfläche
gerichtete Einfriedungen (§ 14 Z 2 und § 15 Abs. 1 Z 1 lit. b) dürfen die Sicherheit, Leichtigkeit
und Flüssigkeit des Verkehrs ebenfalls nicht beeinträchtigen.

BB:
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§ 56
Äußere Gestaltung von Bauwerken

(1) Bauwerke, die einer Bewilligung nach §14 bedürfen, sind – unter Bedachtnahme auf die dort
festgelegten Widmungsarten – so zu gestalten, dass sie dem gegebenen Orts- und
Landschaftsbild gerecht werden und hinsichtlich ihrer Bauform und Farbgebung,
Maßstäblichkeit ihres Bauvolumens und Anordnung auf dem Grundstück von der
bestehenden Bebauung innerhalb des Bezugsbereichs nicht offenkundig abweichen oder
diese nicht wesentlich beeinträchtigen.
Dabei sind bau- und kulturhistorisch wertvolle Bauwerke und Ortsbereiche und insbesondere
designierte und eingetragene Welterbestätten zu berücksichtigen.

(2) Bezugsbereich ist der von allgemein zugänglichen Orten aus betrachtete Bereich, in dem die für
die Beurteilung des geplanten Bauwerks relevanten Kriterien wahrnehmbar sind.

(3) Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans hat sich die Prüfung nach Abs. 1 auf jene Kriterien
zu beschränken, hinsichtlich derer der Bebauungsplan entweder keine Festlegungen enthält oder
nur solche, für die keine Gestaltungsabsicht der Gemeinde im Hinblick auf das Orts- und
Landschaftsbild ableitbar ist. Dabei kann aus der Angabe der Bauklasse, anstatt der
höchstzulässigen Gebäudehöhe, keine Gestaltungsabsicht abgeleitet werden.

VD:

Zu Z 59 (§ 56):

Bei den Absatzbezeichnungen fehlt jeweils die vordere Klammer „(“.

Zu Abs. 1 stellt sich die Frage, ob überhaupt neue Bauformen zulässig sein

könnten.

Unklar erscheint der Begriff „Maßstäblichkeit ihres Bauvolumens“.

RA:

StB:
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Str:

StP:

BKA:
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BDA:
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Am:

GB:

GBV:

Arch:
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§ 58
 Planungsgrundsätze

(1)  Zentralheizungsanlagen sind so zu planen, zu berechnen und zu errichten, dass
- …

(1a) Die Aufstellung und der Einbau von Heizkesseln von Zentralheizungsanlagen für flüssige fossile
oder für feste fossile Brennstoffe ist in nach dem 31. Dezember 2018 neu bewilligten Gebäuden
verboten.

RA:

SPGV:

WKNÖ:

Zu § 58 Abs. 1a (Verbot flüssiger fossiler und fester fossiler Brennstoffe)

Mit dem geplanten § 58 Abs. 1a soll die Aufstellung und der Einbau von Heizkesseln von
Zentralheizungsanlagen für flüssige fossile oder für feste fossile Brennstoffe in nach dem
31. Dezember 2018 neu bewilligten Gebäuden verboten werden. Gemäß dem
Motivenbericht soll damit ein Verbot für die Energieträger Heizöl, Kohle und Koks erlassen
werden. Aus energiepolitischer Sicht ist dabei dem Thema Heizöl der höchste Stellenwert
einzuräumen.

Die Wirtschaftskammer NÖ akzeptiert grundsätzlich ein Verbot des Aufstellens und des
Einbaus von Zentralheizungsanlagen für flüssige fossile und für feste fossile Brennstoffe
ausschließlich für Neubauten.

Aus unserer Sicht ist jedoch darauf hinzuweisen, dass bereits jetzt in der OIB-Richtlinie 6
(Fassung 2015), Punkt 5.2, eine Alternativenprüfung zur verstärkten Nutzung
hocheffizienter alternativer Energiesysteme vorgesehen ist. Diese Vorgehensweise ist
österreichweit akkordiert und wurde zur Erreichung der Energie- und Klimaziele als
geeignet definiert. In diesem Sinne ist im NÖ Klima- und Energieprogramm zunächst die
Erarbeitung eines Stufenplans zur Etablierung emissionsarmer Heizsysteme vorgesehen.
Dieser Stufenplan sollte daher vor einer Einführung eines Verbots erarbeitet werden.

Unsere Forderungen:
∂ Um Härtefälle aufgrund der Lage, besonderer klimatischer Bedingungen oder

spezieller technischer oder wirtschaftlicher Gegebenheiten zu vermeiden, ist
jedenfalls eine Ausnahmemöglichkeit vom Verbot vorzusehen. Eine derartige
Ausnahme erscheint auch im Lichte unionsrechtlicher Vorgaben (insb. der
europäischen Grundfreiheiten) erforderlich.

∂ In diesem Zusammenhang wäre auch klarzustellen, dass für Erweiterungen die im
Altbestand vorhandene Heizung auch für diese Erweiterung verwendet werden
kann. Dies ist insbesondere für betriebliche Erweiterungen relevant.
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∂ Ebenso ist eine Klarstellung für die Nutzung von Abwärme aus betrieblichen
Prozessen und für die Verwendung von Altölen (Recyclingbrennstoffen) erforderlich.
Diese Wärmenutzungen bzw. –erzeugungen sollen in der betrieblichen Nutzung
jedenfalls ohne Einschränkung weiterhin möglich sein.

IWO = WO
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Vai:
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§ 63
Herstellung von Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge

sowie Ein- und Ausfahrten

(1) Wird ein Gebäude errichtet, vergrößert, dessen Verwendungszweck geändert oder die Anzahl von
Wohnungen erhöht, sind dem voraussichtlichen Bedarf entsprechend Abstellanlagen für
Kraftfahrzeuge herzustellen. Die Mindestanzahl der Stellplätze ist mit Verordnung der
Landesregierung festzulegen:

…

(2)  Wenn es der örtliche Bedarf, insbesondere in stark verdichteten Siedlungsbereichen, erfordert,
darf der Gemeinderat eine von Abs. 1 abweichende Anzahl von Stellplätzen sowie eine
Beschränkung der Anzahl und Breite der Ein- und Ausfahrten im Wohnbauland zur Schaffung
von Flächen für den ruhenden Verkehr auf angrenzenden öffentlichen Flächen –  auch außerhalb
eines Bebauungsplans – in einer eigenen Verordnung festlegen.

…
(7) Wenn auch das nicht möglich ist, ist in der Baubewilligung für das Vorhaben die erforderliche

und nicht herstellbare Anzahl der Stellplätze festzustellen.
Die Baubehörde nach § 2 Abs. 1 hat diese Feststellung in einem eigenen Bescheid
vorzunehmen, wenn

- sie für die Erteilung der Baubewilligung nicht zuständig ist  oder
- eine Maßnahme nach § 15 Abs. 1 Z 1 lit. a gesetzt wird oder

- die Pflichtstellplätze abgeändert oder ersatzlos aufgelassen werden (§ 15 Abs. 1 Z 1 lit. c).
In diesen Fällen ist nach Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs.
1 die Stellplatz-Ausgleichsabgabe gemäß § 41 Abs. 1 vorzuschreiben.

VD:

Zu Z 63 und Z 66 (§§ 63 Abs. 7 und  65 Abs. 4):

Es sollte jeweils überlegt werden, die fett gedruckte Wortfolge „in der“ nicht fett zu

drucken.

Kr:

(gemeint § 63 Abs. 2)
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ÖAMTC:
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§ 64
 Ausgestaltung der Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge

…
(3) Bei Abstellanlagen für Gebäude mit mehr als 2 Wohnungen ist Vorsorge zu treffen, dass die Hälfte

aller Pflichtstellplätze für die Wohnungen nachträglich mit einem Ladepunkt (mindestens 3 kW
Ladeleistung) für Elektrofahrzeuge ausgestattet werden können (Leerverrohrungen,
Platzreserven für Stromverzählerung und -verteilung, u.dgl.). Ausgenommen davon sind jene
Pflichtstellplätze, bei denen die Vorsorge aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (z.B. Entfernung)
zu einem wirtschaftlich unverhältnismäßigen Aufwand führen würde.

VD:

Zu Z 64 (§ 64 Abs. 3):

Es wäre darauf zu achten, dass der Bindestrich vor dem Wort „verteilung“ nicht

mit einem Abteilungsstrich verwechselt wird.

Weiters sollte zwischen „u.“ und „dgl.“ ein Abstand gesetzt werden.

ÖAMTC:

GBV:
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§ 65
 Verpflichtung zur Herstellung von Abstellanlagen für Fahrräder

(1) Wird ein Gebäude errichtet, vergrößert, dessen Verwendungszweck geändert oder die Anzahl der
Wohnungen erhöht, sind dem voraussichtlichen Bedarf entsprechend Abstellanlagen für
Fahrräder herzustellen. Die Richtzahl der Fahrrad-Stellplätze ist mit Verordnung der
Landesregierung festzulegen:

(4)  Wenn auch das nicht möglich ist, ist in der Baubewilligung für das Vorhaben die erforderliche
und nicht herstellbare Anzahl der Stellplätze festzustellen.
Die Baubehörde nach § 2 Abs. 1 hat diese Feststellung in einem eigenen Bescheid
vorzunehmen, wenn

- sie für die Erteilung der Baubewilligung nicht zuständig ist oder
- eine Maßnahme nach § 15 Abs. 1 Z 1 lit. a gesetzt wird oder
- die Pflichtstellplätze abgeändert oder ersatzlos aufgelassen werden (§ 15 Abs. 1 Z 1 lit. c).
In diesen Fällen ist nach Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs.
1 die Stellplatz-Ausgleichsabgabe gemäß § 41 Abs. 4 vorzuschreiben.

VD:

Zu Z 63 und Z 66 (§§ 63 Abs. 7 und  65 Abs. 4):

Es sollte jeweils überlegt werden, die fett gedruckte Wortfolge „in der“ nicht fett zu

drucken.
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§ 66
Verpflichtung zur Errichtung nichtöffentlicher Spielplätze

(1) Beim Neubau von Wohnhausanlagen mit mehr als 4 Wohnungen, ausgenommen solche auf Grund
deren Verwendungszweck ein Bedarf nach einem Spielplatz nicht zu erwarten ist, ist auf den das
oder die Wohngebäude umgebenden freien Flächen des Bauplatzes ein nichtöffentlicher
Spielplatz im Sinn des § 4 Z 28 zu errichten. Dies gilt auch, wenn die erforderliche Anzahl der
Wohnungen erst durch eine Änderung oder Erweiterung der Wohnhausanlage erreicht wird. Bei
am 1. Februar 2015 bestehenden Wohnhausanlagen mit mehr als 4 Wohnungen, bei denen noch
kein nichtöffentlicher Spielplatz errichtet werden musste und auch keine Spielplatz-
Ausgleichsabgabe vorgeschrieben wurde, entsteht die Verpflichtung zur Herstellung eines
nichtöffentlichen Spielplatzes, sobald die Wohnhausanlage um insgesamt mehr als 4 Wohnungen
erweitert wird.

…

(6)  Wenn auch das nicht möglich ist, ist die erforderliche und nicht herstellbare Größe des
Spielplatzes in der Baubewilligung festzustellen.
Die Baubehörde nach § 2 Abs. 1 hat diese Feststellung in einem eigenen Bescheid
vorzunehmen, wenn
- sie für die Erteilung der Baubewilligung nicht zuständig ist oder
- eine Maßnahme nach § 15 Abs. 1 Z 1 lit.a gesetzt wird.
In diesen Fällen ist nach Erlassung des letztinstanzlichen Bescheides der Behörde nach § 2 Abs.
1 die Spielplatz-Ausgleichsabgabe gemäß § 42 vorzuschreiben.

StB:

Kr:
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WKNÖ:

Zur Verpflichtung zur Errichtung nicht öffentlicher Spielplätze (§ 66) schlagen wir
jedoch vor, diese Bestimmung an den Markt anzupassen, um nicht Spielplätze an den
Bedürfnissen der Bevölkerung vorbei zu produzieren.

Einerseits sollte hier eine Ausnahme für Reihenhäuser bzw. Doppelhäuser mit eigenem
Garten erfolgen. In diesem Bereich zeigt die Erfahrung, dass gemeinschaftliche Spielplätze
von den Bewohnern nicht angenommen werden, sondern die Kinder im eigenen Garten
spielen.

Da die Errichtung und besonders die Erhaltung und Wartung von Spielplätzen einen nicht zu
unterschätzenden Kostenfaktor für die Bewohner darstellt, sollte die derzeitige
Bestimmung darüber hinaus grundsätzlich eingeschränkt werden. Eine Erhöhung der Anzahl
von Wohnungen von derzeit mehr als 4 auf mehr als 15 wäre unsers Erachtens anzustreben,
um die Verpflichtung für die Errichtung eines Spielplatzes auszulösen. Eine Nutzung in
kleineren Anlagen findet faktisch nicht statt, entweder weil zu wenig Kinder da sind oder
weil gleich zu einem öffentlichen Spielplatz gegangen wird und/oder weil die Spielplätze
aufgrund des Alters der Kinder sehr schnell unattraktiv werden.

Be:

GBV:
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§ 67
Veränderung der Höhenlage des Geländes

(1) Die Höhenlage des Geländes im Bauland darf nur dann verändert werden, wenn

- die Standsicherheit eines Bauwerks oder des angrenzenden Geländes nicht gefährdet wird,
- dadurch die ausreichende Belichtung der Hauptfenster zulässiger Gebäude auf den

Nachbargrundstücken gewährleistet ist,
- an Gebäudefronten und in einem Abstand von bis zu 3 m von Gebäudefronten auf

demselben Grundstück das Gelände nach Fertigstellung nicht mehr als 1,5 m unter dem
Bezugsniveau liegt, wobei lokale Unterschreitungen (z.B. für Kellerfenster, Kellerabgänge
oder einzelne Garageneinfahrten) zulässig sind, und

- die Höhenlage des Geländes als Bezugsniveau nicht durch einen Bebauungsplan oder durch
eine Verordnung des Gemeinderates nach Abs. 3 festgelegt ist.

(2)  Die Höhenlage des Geländes im Grünland-Kleingarten darf nur dann verändert werden, wenn
- die Standsicherheit eines Bauwerks oder des angrenzenden Geländes nicht gefährdet wird,
- diese gegenüber dem Bezugsniveau nicht mehr als 0,5 m erhöht oder abgesenkt wird und
- die Höhenlage des Geländes als Bezugsniveau nicht durch einen Bebauungsplan oder durch

eine Verordnung des Gemeinderates nach Abs. 3 festgelegt ist.

(3) In Bereichen, in denen kein Bebauungsplan gilt, darf der Gemeinderat in einer eigenen
Verordnung für den gesamten Gemeindebereich oder für abgrenzbare Teilbereiche die
Höhenlage des Geländes als neues Bezugsniveau, das mit einem Vorhaben nach § 14 Z 1 und
2 verpflichtend herzustellen ist, festlegen. Das neu festgelegte Bezugsniveau ist planlich
(zumindest in ein Lageplan mit der Gebietsabgrenzung und Höhenpunkten) darzustellen.

VD:

Zu Z 69 (§ 67):

Zur in Abs. 3 angeführten Verordnungsermächtigung stellt sich die Frage, ob

nähere Kriterien für die Festlegung des Bezugsniveaus angegeben werden

müssten.

StB:

StB:

Am:
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Arch:
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§ 70
 Übergangsbestimmungen

…

(5) Eine bundesrechtliche Bewilligung von Bauwerken, deren Verwendungszweck weggefallen ist,
gilt ab dem Einlangen einer entsprechenden schriftlichen Anzeige über das Erlöschen der
bundesrechtlichen Bewilligung durch den Eigentümer des Bauwerks bei der Behörde nach § 2
Abs. 1 als Baubewilligung nach diesem Gesetz.

VD:

Zu § 70:

Es wäre zu überlegen, ob durch die Einführung neuer Begriffe (z. B. § 4 Z 11a)

oder neuer Begriffsinhalte (z. B. § 4 Z 31) Übergangsbestimmungen erforderlich

sind.

RU4:

B) Stromerzeugungsanlagen (Übergangsbestimmungen; § 70 Abs. 5)

Bauwerke nach bundesrechtlichen Genehmigungen sollen nach Wegfall des

Verwendungszweckes als baurechtlich genehmigt gelten. Laut Erläuterungen ergebe

sich die Einschränkung auf bundesrechtliche Angelegenheiten daraus, dass für diese

die Anwendung der Bauordnungen der Länder in der Regel ausgeschlossen war.

Abgesehen davon, dass auch in manchen bundesrechtlichen Angelegenheiten (z. B.

GewO) zusätzlich eine Baubewilligung erforderlich ist, gibt es auch in

landesrechtlichen Angelegenheiten Bestimmungen, die den Entfall der

Baubewilligung vorsehen. Dies darf anhand der Biogasanlagen aufgezeigt werden.

Biogasanlagen unterliegen je nach Substrateinsatz bzw. je nach Wärmenutzung

entweder dem Abfallwirtschaftsrecht, dem Gewerberecht oder dem (Landes-

)Elektrizitätsrecht.

∂ Abfallrecht

Im abfallrechtlichen Genehmigungsverfahren sind die bautechnischen

Bestimmungen des jeweiligen Landes anzuwenden (vgl. §§ 37, 38 AWG

2002). Die Baubewilligung selbst entfällt (vgl. die Verfassungsbestimmung des

§ 38 Abs. 2 AWG 2002).

∂ Gewerberecht

Biogasanlagen, die der Gewerbeordnung unterliegen, bedürfen neben einer

Betriebsanlagengenehmigung auch einer (abgespeckten) Baubewilligung.
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∂ Elektrizitätsrecht

Biogasanlagen, die dem (Landes-)Elektrizitätsrecht unterliegen, bedürfen

keiner Baubewilligung (vgl. § 1 Abs. 3 Z 4 NÖ BO 2014). Es sind jedoch die

bautechnischen Bestimmungen der NÖ Bauordnung im Zuge des

Genehmigungsverfahrens gemäß NÖ ElWG 2005 sinngemäß anzuwenden

(vgl. § 11 Abs. 4 NÖ ElWG 2005).

Wenn nun – wie vorgesehen – lediglich auf bundesrechtliche Angelegenheiten

abgestellt wird, kommt es zu einer Ungleichbehandlung dieser Anlagen. Während

nach AWG bzw. nach GewO genehmigte Bauwerke nach Wegfall des

Verwendungszweckes als baubewilligt gelten sollen und somit Volksvermögen

erhalten bleiben soll, sollen nach (Landes-)Elektrizitätsrecht genehmigte Bauwerke

von dieser Wohltat ausgeschlossen werden. Diese Ungleichbehandlung ist durch

nichts zu rechtfertigen. Es wird daher die Aufnahme folgender Bestimmung im § 70

gefordert:

„(5a) Bauwerke, die vom Geltungsbereich der NÖ BO 2014 ausgenommen sind, aber

nach anderen landesrechtlichen Vorschriften unter Anwendung der bautechnischen

Bestimmungen der NÖ Bauordnung genehmigt worden sind, gelten nach dem

Einlangen einer schriftlichen Anzeige über den Wegfall (die Änderung) des

Verwendungszweckes durch den Eigentümer des Bauwerkes bei der Behörde als

bewilligt gemäß der NÖ BO 2014.“

StB:

Kr:
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LKNÖ:
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BB:
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Erläuterungen - Motivenbericht

VD:

Zum allgemeinen Teil:

In den Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen wäre konkret anzugeben,

ob dem Bund bzw. den Gemeinden keine Kosten erwachsen.

So könnte sich z. B. durch § 18 Abs. 4 eine Kostenverschiebung zu Ungunsten

des Landes ergeben.

Weiters stellt sich die Frage, ob im Hinblick auf die Festlegung von

Bezugsniveaus den Gemeinden zusätzliche Kosten entstehen könnten.

Auch sollte auf die Frage eingegangen werden, ob durch den Entfall der Bauver-

handlung es zu einem Anstieg der Beschwerden an das LVwG kommen könnte.

Im letzten Absatz sollte im ersten Satz das Wort „zu“ durch das Wort „zum“

ersetzt werden.

Zum besonderen Teil:

In den Erläuterungen zu Z 7 (§ 4 Z 11a) wird ausgeführt, dass am oder in der

Nähe des Grundstückes ein Höhenfixpunkt errichtet werden sollte. Es stellt sich

die Frage nach einer entsprechenden rechtlichen Verpflichtung.

 Auch die nachfolgenden Erläuterungen, dass es in Einzelfällen zu Differenzen im

dm-Bereich kommen kann, führt zur Frage der generellen Genauigkeit des

Bezugsniveaus.

Die Ausführungen zu Z 15 (§ 10 Abs. 1 bis 6) dahingehend, dass die mit der

Grenzänderung verbundenen sonstigen Maßnahmen (Bauplatzerklärung,

Festlegung einer Straßenfluchtlinie, Grundabtretung, Grenzverlegung) in einem

Bescheid zusammen gefasst sind und dass dann, wenn eine Maßnahme davon

bekämpft wird, es augenscheinlich ist, dass damit auch die Grenzänderung selbst

noch nicht bewilligt sein kann, erscheint unklar. Augenscheinlich ergibt sich dies

nicht direkt aus dem Gesetzeswortlaut.
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In den Erläuterungen zu Z 20 (§ 14 Z 4) wird auf die Art. 15a-Vereinbarung über

das Inverkehrbringen und die Überprüfung von Feuerungsanlagen verwiesen. Es

ist unklar, ob diese Art. 15a-Vereinbarung überhaupt schon in Kraft steht – eine

Kundmachung ist noch nicht erfolgt.

In den Erläuterungen zu Z 20 (§ 14 Z 9) wäre auf die neue NÖ Aufzugsordnung

„2016“ zu verweisen.

Es fehlen Erläuterungen zu Z 20 zu § 15 Abs. 4 zur Fristverlängerung.

In den Erläuterungen zu Z 26 (§ 20 Abs. 1 Z 1, 3 und 7 sowie letzter Satz) sollte

in der Aufzählung auch noch § 20 Abs. 2 aufgenommen werden.

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass Erläuterungen zu § 20 Abs. 3

angeführt werden, eine entsprechende Bestimmung jedoch im Entwurf nicht

vorhanden ist.

In den Erläuterungen zu Z 27 und 28 (§ 21 (neu) iVm Entfall § 22) wird zu Abs. 1

ausgeführt, dass grundsätzlich keine Bauverhandlung mehr vorgesehen ist,

jedoch jederzeit bei Bedarf ein Augenschein nach § 54 AVG durchgeführt werden

darf. Auf Grund der Textierung der Bestimmung erscheint es jedoch nicht

ausgeschlossen, dass die Behörde sehr wohl auch eine mündliche Verhandlung

durchführt. Sollte dies nicht gewünscht sein, müsste dies ausdrücklich angeführt

werden und auch im Hinblick auf Art. 11 Abs. 2 B-VG begründet werden.

Die Ausführungen dahingehend, dass mit dem Erfordernis der Schriftlichkeit der

Einwendung auch eine allfällige Rüge entfällt, das mündliche Vorbringen wäre

nicht richtig wiedergegeben worden, erscheint als geeignetes Argument, nur noch

schriftliche Einwendungen zuzulassen, fraglich – es wird auf § 14 AVG

hingewiesen.

Im letzten Absatz zu Abs. 1 wird auf § 356 GewO 1994 verwiesen. Ein direkter

Bezug zu dieser Bestimmung erscheint jedoch nicht gegeben. Es könnte

eventuell § 70 Abs. 1 der Bauordnung für Wien angeführt werden.

Bei den Erläuterungen zu Z 29 (§ 23) zu Abs. 4 „und 7“ sollte wohl die Wortfolge

„und 7“ entfallen.
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Bei den Erläuterungen zu Z 56 (§ 53a) fehlen Ausführungen zu den Abs. 5 bis 7

und 9.

BMWFW:



151

Anregungen

VD:

Zu § 9 Abs. 5:

Es sollte auf die (neue) Bau-Übertragungsverordnung 2017, LGBl. Nr. 87/2016 in

der geltenden Fassung, abgestellt werden.

Zu § 13 Abs. 2:

Der Verweis auf § 15 Abs. 1 Z 2 wäre an die neue Rechtslage anzupassen.

Zu § 41 Abs. 2:

Das Zitat „§ 15 Abs. 1 Z 3“ wäre anzupassen.

Zu § 69:

In Abs. 1 sollte auch die RL 2014/94/EU angeführt werden.

In Abs. 2 wäre die Notifikationsnummer anzufügen.

MO:
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LM:

Sw:

Seitens der Stadtgemeinde Schwechat ergeht folgende zusätzliche Stellungnahme zur Novellierung
der NÖ Bauordnung 2014:

Verfahren nach der NÖ Bauordnung 2014 sollen bei Flächen, für die eine rechtswirksame
überörtliche Planung im Sinn des § 15 Abs. 2 Z 1 NÖ ROG für Flughäfen besteht, in den
Zuständigkeitsbereich der Bezirksverwaltungsbehörde fallen.

Die derzeit im § 2 Abs. 1 NÖ Bauordnung 2014 definierte Zuständigkeit der Gemeinden als
Baubehörde erster Instanz würde zu einer Verkomplizierung bei der Abwicklung von
Genehmigungsverfahren führen, da sodann drei Behörden (BMVIT, Bezirksverwaltungsbehörde und
Gemeinde) zuständig wären.

Eine Verwaltungsvereinfachung wäre allerdings gegeben, wenn die baubehördliche Genehmigung in
diesen Bereichen von der Bezirksverwaltungsbehörde übernommen werden würde, da nahezu alle
dort angesiedelten Unternehmen ohnedies eine gewerberechtliche Bewilligung benötigen und
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demzufolge ein konzentriertes Genehmigungsverfahren von einer Behörde in einem Verfahren
abgewickelt werden könnte.

Deshalb wird um folgende Anpassung durch Erweiterung eines zusätzlichen Absatzes im § 2 der NÖ
Bauordnung 2014 ersucht:

( ) Befindet sich ein Bauwerk auf einer Fläche, für die eine rechtswirksame überörtliche Planung im
Sinn des § 15 Abs. 2 Z 1 NÖ ROG 2014 für Flughäfen besteht, ist die Bezirksverwaltungsbehörde
Baubehörde.

RU4:

C) Doppelgleisigkeiten (NÖ BO 2014, NÖ FG 2015, NÖ GSG 2002)

Die Überprüfung der Feuerstätten ist seit einigen Jahren in NÖ in drei

Landesgesetzen geregelt, wobei der Prüfumfang, die Prüfintervalle und die

Prüfberechtigungen sehr unterschiedlich ausgestaltet sind.

∂ NÖ BO 2014

Gemäß § 32 Abs. 1 Z 1 sind Zentralheizungsanlagen mit Heizkesseln

mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 6 kW (das sind

Feuerstätten) vom Eigentümer auf ihre einwandfreie Funktion nach

Maßgabe der Anlage 10 zur NÖ BTV 2014 alle drei Jahre durch

fachlich Befugte zu überprüfen.

∂ NÖ FG 2015

Gemäß § 17 Abs. 1 NÖ FG 2015 iVm § 4 ÜKP-VO 2017 sind

Feuerstätten jährlich (bzw. bei Außenwandthermen alle drei Jahre)

durch den öffentlich zugelassenen Rauchfangkehrer zu überprüfen und

gegebenenfalls zu kehren. Der Prüfumfang ergibt sich aus § 17 Abs. 1

NÖ FG 2015, in dem es heißt, dass Feuerstätten und Abgasführungen

so zu überprüfen und gegebenenfalls zu kehren sind, dass die

Entzündung von Ablagerungen vermieden und die wirksame Ableitung

der Verbrennungsgase gewährleistet wird.

∂ NÖ GSG 2002

Gemäß § 3 Abs. 1 NÖ GSG 2002 sind Gasanlagen (das sind

Feuerstätten) in allen ihren Teilen entsprechend den Regeln der

Technik so zu errichten, in Stand zu halten und zu betreiben, dass das

Leben und die Gesundheit nicht gefährdet und Beschädigungen von
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Sachen vermieden werden. Die Ein-haltung der Regeln der Technik

wird gemäß § 3 Abs. 1 vermutet, wenn bei Errichtung, beim Betrieb, bei

der Instandhaltung und bei der Überprüfung oder Prüfung die ÖVGW-

Regeln sowie die ÖNORMEN eingehalten werden. Für den Betrieb, die

Überprüfung bzw. Prüfung sind die ÖVGW-Richtlinien GK 71 und GK

72 maßgeblich, in denen detailliert vorgegeben ist, was z. B. bei

Gasgeräten zu prüfen ist und wer überprüfen darf. Nach diesen

technischen Regeln sind Gasgeräte (Feuerstätten) entsprechend den

Herstellerangaben regelmäßig zu warten und zu prüfen (in der Regel

alle zwei Jahre, manche Geräte sind jährlich zu überprüfen). Diese

Überprüfungen können mangels Gewerbeberechtigung nicht von

Rauchfangkehrern vorgenommen werden. Wer dieser Überprüfpflicht

nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsübertretung. Die erwähnten

ÖVGW-Richtlinien und ÖNORMEN enthalten auch Regelungen zur

Frage der ausreichenden Verbrennungsluftzufuhr und der

Abgasanlagen. Hinzuweisen ist, dass Überprüfungen gemäß NÖ GSG

2002 wesentlich umfangreicher sind als solche gemäß NÖ FG 2015

oder gemäß NÖ BO 2014.

In den letzten Jahren haben die periodischen Überprüfungen in der NÖ BO

2014 Eingang gefunden. Auch das NÖ FG 2015 hat die Feuerstätten und die

Abgas-führungen für Gasanlagen entdeckt und nun zusätzlich zu den

Bestimmungen im NÖ GSG 2002 und in der NÖ BO 2014 periodische

Überprüfungen durch den öffentlich zugelassenen Rauchfangkehrer (!)

eingeführt. Durch diese Aktivitäten entstanden Doppelgleisigkeiten, die nicht

nur einen vermehrten Zeitaufwand sondern vor allem vermehrte Kosten für die

Normunterworfenen verursachen, und die keine zusätzliche Sicherheit

gewährleisten. Es muss festgehalten werden, dass eine Überprüfung durch

den öffentlich zugelassenen Rauchfangkehrer nicht die Überprüfung nach

dem NÖ GSG 2002 bzw. nach der NÖ BO 2014 ersetzt. Aus ho. Sicht ist es

daher erforderlich, den Prüfumfang, die Prüfintervalle und die Prüfberechtigten

- nach Möglichkeit in einer Materie - zu harmonisieren.
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Es wird daher angeregt, die aufgezeigten Doppelgleisigkeiten einer

umfassenden Untersuchung mit dem Ziel einer Neuregelung zu unterziehen.

Als ersten Schritt könnte in § 32 NÖ BO 2014 eine entsprechende

Bestimmung zur Verringerung der Doppelgleisigkeiten aufgenommen werden.

RA:
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StB:
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Kr:

StP:
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BDA:
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RU2:

Seitens der Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik - Statistik wird zum Entwurf
der Änderung der NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014), LGBl. 8200, folgende
Stellungnahme abgegeben:

Wie bereits bei Neufassung der NÖ Bauordnung 2014 in einer Stellungnahme
eingebracht, ist auch im gegenständlichen Entwurf keine Umsetzung des
Bundesgesetzes über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz) in
der NÖ Bauordnung enthalten.

Das Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl.
I Nr. 9/2004, in der Fassung BGBl. Nr. 125/2009 und BGBl. I Nr. 1/2013 sieht in § 11
Abs. 6 vor, dass den Ländern kein Online-Zugriff auf die Daten des Gebäude- und
Wohnungsregisters einzuräumen ist, solange keine landesrechtlichen Vorschriften in
Kraft sind, welche vorsehen, dass die Daten der Energieausweise in die von der
Bundesanstalt Statistik Österreich gem. § 1 Abs. 4 des GWR-Gesetzes eingerichtete
Energieausweisdatenbank einzutragen sind.

Online-Zugriff auf und die Verwendung der Daten des Gebäude- und
Wohnungsregisters sind wichtige Bestandteile fortschrittlichen Verwaltungshandelns
auf Landesebene im Sinne einer allgemeinen Verwaltungsvereinfachung, eines
verbesserten Bürger- und Gemeindeservices, neuen Möglichkeiten bei Online-
Amtswegen und einer Reduktion von Bearbeitungsaufwänden. Die Umsetzung der
Materien Ortskernerhalt und –belebung, Zentrumsentwicklung, nachhaltige
Siedlungspolitik, NÖ Klimastrategie, differenzierte Wohnbauförderung,
Wohnbaustatistik oder leistbares Wohnen u.a.m. erfordert die Verwendung der Daten
des Gebäude- und Wohnungsregisters.

Idealerweise erfolgt in der Bauordnung eine Verpflichtung zur direkten Eintragung
der Daten der Energieausweise in die Energieausweisdatenbank der Bundesanstalt
Statistik Österreich durch den Aussteller (vgl. Tiroler Bauordnung 2011 § 19c Abs. 6),
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wodurch eine Mehrbelastung der Gemeinden vermieden wird. Andere Bundesländer
sehen auch eine elektronische Übermittlung an das Land (mehrheitlich durch den
Antragsteller) und den Abgleich der eigenen Datenbank mit der
Energieausweisdatenbank der Bundesanstalt Statistik Österreich vor (vgl.
Steiermärkisches Baugesetz § 81a und Kärntner Bauvorschriften § 43 Abs. 6 und 7).
Das Burgenländische Baugesetz 1997 § 4 Abs. 1 sieht vor, dass in der
Bauverordnung auch „nähere Vorschriften über Ausstellung, Form und Inhalt des
Energieausweises sowie eine Übermittlung der Daten des Energieausweises an die
Statistik Austria getroffen werden“ können.

Für § 31 Orientierungsbezeichnungen und Straßenbeleuchtung mit dem Wortlaut
„(7)  Stiegenhäuser und Wohnungen in Wohngebäuden sind vom
Gebäudeeigentümer zu nummerieren und zu kennzeichnen“ wird wie bei der
Neufassung 2014 eine Konkretisierung, wie dies zu geschehen hat, angeregt, damit
eine einheitliche Nummerierung sicher gestellt werden  kann – z.B. „Enthält eine
Gebäude mehr als eine Nutzungseinheit, sind diese fortlaufend in arabischen Ziffern,
beginnend mit der Nummer Eins im untersten Geschoß…zu nummerieren“ (vgl.
Kärntner Bauordnung § 41a Abs. 1, Salzburger Baupolizeigesetz 1997 § 18 Abs. 9a,
Steiermärkisches Baugesetz § 7 Abs. 5).
Eine Mitteilungspflicht an die Gemeinden könnte gesetzlich verankert werden (vgl.
Vorarlberger Gemeindegesetz § 15 Abs. 6 und 8).

LVwG:

Hingewiesen wird schließlich auf die Notwendigkeit der Statuierung einer
Übergangsbestimmung, zumal die Novelle bei ihrem Inkrafttreten andernfalls auf alle (auch
beim LVwG) anhängigen Verfahren anzuwenden wäre. Nicht nur dass teilweise
Bewilligungskriterien während laufender Verfahren geändert wurden, würden zahlreiche
Einreichunterlagen den neuen Anforderungen nicht entsprechen, sodass mit
Verbesserungsaufträgen vorzugehen wäre (insb. zur neu berechneten Gebäudehöhe – die
Antragsteller müssten umplanen!). Schlussendlich würden Fragen der neugestalteten
Parteistellung bzw. Einbindung von Personen in das Verfahren aufgeworfen.
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Keine Einwendungen – keine Stellungnahme

NotK:

F1:

Mag. Rudroff teilt mit, dass seitens der Finanzabteilung, F1, keine Stellungnahme
zum Entwurf der BO-Novelle abgegeben wird.

WST1:

Zu dem mit Schreiben der Abteilung Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht vom

23. November 2016, Zl. RU1-BO-6/095-2016, übermittelten Entwurf einer Änderung

der NÖ Bauordnung 2014, wird mitgeteilt, dass in Zusammenhang mit diesem

Änderungsentwurf für die Abteilung Gewerberecht grundsätzlich kein Anlass zu

weiteren inhaltlichen Bemerkungen besteht.

BD6
Seitens der Abteilung Landeshochbau wird zu o.a. Betreff keine Stellungnahme

abgegeben.


